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Stegerwald über ſeinen Rücktritt
Gegenüber einem Vertreter des Wolffbüro äußerte ſich der

reußiſche Miniſterpräſident über den Rücktritt der
reußiſchen Regierung wie folgt

I. Ein Berliner Blatt ſchrieb dieſer Tage: Das Kabinett
ztegerwald iſt zurückgetreten, weil es ſeine innerpolitiſche Aufgabe
Shaffung einex breiteren Koalition) nicht gelöſt hat.

Damit iſt nicht der Kern der preußiſchen Regie-
ungskriſe getroffen. Der Rücktritt der preußiſchen

ſegierung iſt nunmehr und letzten Endes nicht auf die Vor-
änge in Preußen, ſondern auf ſolche im Reiche

rüdzuführen. In Preußen war eine große Koalition ſchon ſeitJogen möglich. Mit ihrer Verwirklichung wurde zurückgehal-

m um durch Preußen gleichzeitig auch für das Reich eine
ſundung der parlamentariſch- politiſchen Verhältniſſe herbeizu-

ühren. Jn Preußen waren die Parteien, die in die Regierungs
ilition einbezogen werden ſollten, die nehmenden (Anteilnehmer

der Verwaltung des größten Landes) im Reiche dagegen
aren ſie die Gebenden (VBewilliger von Beſitz- und Maſſenver-
rauchsſteuern). Und nun ſind es wieder die r im Reiche
h exinnere an den Brief der Reichstagsfraktion der
Jeutſchen Volkspartei an den Reichspräſiden-zen), welche die Geſundung der politiſch- parlamentariſchen Ver
jältniſe in Preußen gefährden. Jn Zukunft wird Preußen bei
er Geſtaltung ſeiner parlamentariſchen Verhältniſſe nach
igenen Rezepten arbeiten müſſen, ohne auf die Vor

änge im Reiche Rückſicht nehmen zu können.
2. In anderen Ländern arbeiten die Gegner der Demokratie

nd des Parlamentarismus an deren Unterhöhlung: in Deutſch
land tun dies die demokratiſch orientierten Par-
ſeien ſelbſt. Die Häufigkeit der Regierungs-

echſel in Deutſchland und ganz beſonders die Art und Weiſe,
er ſie vor ſich gehem, ſind

nſch Syſtem breiten Volksſchichten begehrenswert zu machen. Vor
lem iſt die Obſtruktion ein undemokratiſches Mittel, gleichgiltig,
ch es auf der Straße oder in den Parlamenten angewandt wird.

England kennt man ſolche Hilfsmittel der Demokratie in
Hinſicht nicht.

3. Die Erfahrungen des letzten Tages haben bewieſen, daß der
preußiſche Miniſterpräſident nach der ihm durch die Verfaſſung
gegebenen Stellung wohl bei der Neubildung der Regierung, nicht
zker bei einer Regierungsumbildung eine ausreichende Jnitiative
entwickeln kann. Bei Regierungsumbildungen iſt der preußiſche
Riniſterpräſident eingeklemmt zwiſchen den Parteien auf der
einen und dem Kabinett auf der anderen Seite. Eine größere
beweglichkeit auf der Kabinettsſeite verhindert die
Lerfaſſung. Gemäß der Verfaſſung kann der Miniſterpräſi
dent keinen Miniſter zum Rücktritt anhalten. Jm Reiche ſteht
iber dieſen Dingen noch der Reichspräſident.

4. Zu dieſer Sachlage kam noch ein perſönlicher Um-
ſtand: Jch bin im April bei der endgiltigen Wahl zum Miniſter
präſidenten gegen die Sozialdemokratie gewählt
worden und konnte darum, wenn ich weiterhin auf politiſche Folge
richtigkeit Wert legen wollte, nun nicht durch bloße Einbeziehung
der Sozialdemokratie eine Regierung bilden, die als alte Koalition
geſprochen werden konnte. Für dieſen Umſtand ſollten auch die
Weiſe der Deutſch demokratiſchen Partei Verſtändnis zeigen, die
jetzt in Zuſchriften an die Preſſe an meinem Verhalten herumzu-
mäkeln ſuchen.

Die geſtrigen Beratungen
Vertagung des Landtags auf heute

Im Landtag herrſchte geſtern bereits in den frühen Vor
W das Leben und Treiben eines großen CLages

Fraktiowen, mit Ausnahme der Kommuntſten, hHielten
zen ab, die ſich mit der Lage befaßten. Jm einzelnen läßt
h die Haltung der Fraktionen, die für die Neuvildung des

kinetts beſonders maßgebend ſind, wie folgt kennzeichnen:

Die Mehrheitsſozialiſten. die die kürzeſte Sitzung
hellen hörten den Bericht ihres Verhandlungsführers Siering
über die interſfraklionellen Beſprechungen, die in der vorigen
Zohe ihren jähen Abſchluß fanden. Siering berichtete ferner

die Lage, die durch den Rücktritt der preußiſchen Regierung
ffen iſt. Die Fraktion faßte keine Veſchlüſſe, ſondern will

enz beſonders die Entſcheidungen des Zentrums abwarten.
Die Demokraten erklärten ſich in erſter Reihe fur diereite Koalition in zweiter Linie, falls die „breite Koalition

erreichbar wäre, zunächſt für ein Uebergangsminiſte-
rium. Die Partei müſſe angeſichts der ſchwierigen pariamen-wiſchen Verhältniſſe und der bevorſtehenden Nöte des Winters

jeden Fall tätig mitzuarbeiten ſuchen. Sie will die Wahldes Präſidenten abwarten, um dann eine feſtumriſſene Haltung
m der Frage der Regierungsbildung zu bekunden. Die Frak-

nt gewillt, wiederum Miniſter in das Kabinett zu
Uber die Perſonenfrage wird ſich die Fraktion erſt

t ſchlüſſig werden.
n der Sitzung der Deutſchen Volkspartei warEr bg. Dr. Streſemann vom Reichstag anweſend und griff
dend in die Verhandlungen ein. Die Fraktion faßte nach

un als zweiſtündiger Sitzung folgenden Beſchluß: „Die Frak
ſchließt, die große Koalition zu fordern.

Die Deutſchnationalen faßten in ihrer Frakions-
dung den Beſchluß: „Die Fraktion wird beantragen, auf die
eneordnung der Freitag-Sihung die Wahl des Miniſter

Niſidenten su ſetzen.
v e Land tagsfraktion der DeutſchnationglenoAIkspartei, hat beſchloſſen, mit den anderen bürgerlichen

wen des Landtags Füblung zu nehmen wegen der Haltunag,

geeignet, das parlamenta
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wahl des Miniſterpräſidenten
die die Bürgerlichen in der Frage der Regierungsumbildung in
Preußen einnehmen wollen. Die Fraktion der Deutſchnationalen
Volkspartei werde, wie mitgeteilt wird, zu verhindern ſuchen,
daß zur Leitung der n Staatsgeſchäfteein Sozialdemokrat berufen werde.

Das Zentrum hielt, eine ſehr ſtark beſuchte Frakttons-
ſitzung ab, in der der zurückgetretene Miniſterpräſident
Stegerwald ausführlich über die Lage berichtete. Er be-
mühte ſich insbeſondere darzulegen, daß er unabläſſig danach ge
ſtrbt habe, die große Koalition von der Deutſchen
Volkspartei bis zur S. P. D. herbeizuführen. Wenn die
Sozialdemokratie den Glauben erweckt habe, als ſet es ihm
nicht ernſt damit geweſen, ſie zur Mitarbeit an der rn
heranzuziehen, ſo ſei das eine Verkennung ſeiner Abſichten.
Das Zentrum faßte keinen Beſchluß, jedoch läßt ſich die
Strömung innerhalb der Fraktion dahin feſtſtellen, die breite
Koalition unter allen Umſtänden anzuſtreben.

x

Inzwiſchen war um 12 Uhr mittags der Aelteſtenrat
zuſammengetreten. Präſident Leinert ſchlug vor, nach ſeinerErklärung über den Rücktritt der Regierung möge das Haus nur
Punkt 2 der Tagesordnung behandeln: Beratung der demokra-
tiſchen und kommuniſtiſchen Anträge auf Unterſtaätzung der Opfer
der Oppau r Katoſtrophe. Die nächſte Sitzung ſoll dann Freitag
nachmittag um 3 Uhr ſtattfinden.

Um 1.25 Uhr begann die Vollſitzung des Landtages.
Die Miniſterbänke waren leer, das Haus gut keſucht, es

mochten von den 428 Abgeordneten über 300 anweſend ſefkn.
Präſident Leinert machte dem Hauſe von folgender Zu

ſchrift des Staatsminiſteriums Mitteilung:
„Wir beehren uns ergebenſt anzuzeigen, daß das Staats

miniſterium in ſeiner Geſamtheit zurückgetreten iſt; gemäß
Artikel 59 der Verfaſſung werden wir die lanfenden Geſchäfte

bis zu veren Uebernahme durch die neuen Miniſter weiter
führen.“
Die Verleſung der Rücktrittserllärung des Kabinetts wurde

von der äußerſten Linken mit Bravorufen begleitet.
Abg. Herold (Ztr.) beantragte, den 1. Punkt der Tagesord

nung, nämlich die Beſprechung der Erklärung des Miniſterpräſi-
denten über Oberſchleſien, abzuſetzen, da der Rücktritt eine Be-
ſprechung illuſoriſch mache.

Die Kommuniſten widerſprachen. Die Abſtimmung er-
gab, daß alle Parteien für die Abſetzung des Punktes ſind.

Das Haus nahm ohne Erörterung die Anträge über
das Oppauer Unglück an und vertagt ſich auf heute (Frei-
tog) 3 Uhr nachmittags mit der Tagesordnung: Neuwahl des
Miniſterpräſidenten.

CandwirtſchaftundKreditaktion
Der Steuerausſchuß des Reichs-Landbundes

hat am 25. Oktober unter Anweſenheit von Vertretern der
parlamentariſchen Körverſchaften und anderen landwirt-
ſchaftlichen Organiſationen getagt. Die Beratung erſtreckte
ſich insbeſondere auch auf die Kreditaktion der deut-
ſchen Jnduſtrie.

Jn völliger Uebereinſtimmung mit dem bisherigen
Vorgehen des Reichsausſchufſes der deutſchen Landwirtſchaft
hinſichtlich der Kreditaktion wurde folgendes feſt
geſtellt:

Die Landwirtſchaft iſt bereit und entſchloſſen,
ſich den Verpflichtungen einer Mitwirkung an einer ſolchen
Aktion nicht zu entziehen, da ſie es als ihre Pflicht betrach-
tet, auch ihrerſeits weiteſtgehend die Opfer zu übernehmen,
die erforderlich ſind, um Deutſchland aus der ſchweren Lage
zu befreien, in die es durch die Machtpolitik der Entente ge
kommen iſt. Sie kann aber zu dem vom Reichsverbande
der deutſchen Jnduſtrie beabſichtigten Schritt erſt Stellung
nehmen, wenn der Plan der Jnduſtrie in ſeinen
Einzelheiten bekannt geworden und ausgearbeitet
iſt. Die Landwirtſchaft muß als oberſtes Ziel eine ſo
ſtarke Steigerung der Produktion hinſtellen, daß
die Ernährung des deutſchen Volkes unbedingt durch die
deutſche Landwirtſchaft ſelbſt ſichergeſtellt iſt. Das wäre die
größte Leiſtung, die für Deutſchland überhaupt dargebracht
werden kann. Es muß daher darauf geſehen werden, daß die
Erfüllung dieſer Aufgabe geſichert bleibt.

Das gleiche gilt für den dem Reichswirtſchaftsrat vor
liegenden Entwurf eines Geſetzes über die Errichtung
einer Kreditvereinigung der deutſchen Gewerbe
inſofern, als auch die geſetzliche Schaffung einer Organi-
ſation für die Fundierung des. Kredites erſt dann ſtott-
finden kann, wenn feſtgeſtellt iſt ob eine ſolche Kreditauf-
nahme erfolgt,
welche Bedingungen durch die geſetzliche Geſtaltung
einer ſolchen Organiſation auferlegt werden.

Vorausſetzung für alle Verpflichtungen, die von
der Landwirtſchaft getragen werden ſollen, iſt die Feſt
ſtellung welche Geſamtbelaſtung dem landwirt-
ſchaftlichen Vermögen und dem landwirtſchaftlichen Betriebe
auferlegt werden ſoll.

Es muß daher von der Regierung verlangt werden.
daß ſie umgehend erklärt, welche Geſamtbelaſtung ſie in
dieſer Hinſicht im Auge hat.

Geſchäftsſtelle Gerlin: Bernburger Str. 30. sEigene Berliner Schriftleitung. Verlag u. Druck von Otto Thiele, Balle-Saale

in welchem Umfanag ſie erfolgt und
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Evangeliſch-kirchliche Rundſchau
Von Hofprediger Lic. D. Doehring, Berlin.

Wenn man ſich klar macht, daß es die Aufgabe der epan
geliſchen Kirche iſt, ihre Glieder buchſtäblich durch ihr ganzes
Leben hindurch zu betreuen, fällt eine der erheblichſten
Schwierigkeiten dahin, welche der Löſung der Frage „Kirche
und Schule“ zurzeit noch entgegenſtehen. Man vergleiche
nur die Grenzen miteinander, die der Arbeitsmöglichkeit
der Kirche einerſeits und der Schule andererſeits durch ihre
Natur gezogen ſind, und man wird verſtehen, daß es ein
Ding der Unmöglichkeit iſt, Kirche und Schule innerlich von
einander zu löſen. Denn der Zuſammenhang zwiſchen
Kirche und Schule im evangeliſchen Sinne beruht nicht
darauf. daß jene eine Aufſicht über dieſe auszuüben das
Recht oder die Pflicht hätte. Wohl aber, vorausgeſetzt, daß
man einen aus dem Evangelium ſich nähernden Lebens-
typus für den allein Segen verheißenden hält, muß dieſer
Zuſammenhang geiſtig aufrechterhalten werden. Stellen
wir uns eine Familie vor, deren Lebensart am Evangelium
orientiert iſt, ſo daß man befugt iſt, von ihr als einem
chriſtlichen Hauſe zu ſprechen überlegen wir uns ferner,
daß dieſe Familie ausſchlaggebenden Wert darauf legen
muß, ihre heranwachſenden Glieder im Schoße der chriſt
lichen Gemeinde innerlich zu beheimaten, ſo bleibt doch
ſchlechterdings nichts anderes übrig, als daß ſie den dringen-
den Wunſch hegt, daß auch die Schule, die im Verlauf der
Lebensentwicklung zwiſchen Haus und Gemeinde ſteht, des-
ſelben Grundcharakters ſei wie dieſe beiden Faktoren, deren
einer zeitlich vor ihr, der andere zeitlich weſentlich nach ihr
in Funktion tritt.

Von hier aus angeſehen wird ohne weiteres dentlich,
daß die Frageſtellung, ob in der Schule evangeliſcher Reli-
gionsunterricht erteilt werden ſoll oder nicht, keineswegs die
ganze Breite des Problems trifft, um die es ſich handelt.
Was nützt der beſte Religionsunterricht, ja man kann ſogar
fragen, was nützt der chriſtliche Geiſt, der etwa im Hauſe ge
pflegt wird, wenn in der Schule nur in der Religionsſtunde,
in den anderen Fächern aber nichts davon, wohl gar das
Gegenteil zu ſpüren iſt? Nein, nicht daß eine oder mehrere
Religionsſtunden wöchentlich erteilt werden, iſt der ſprin-
gende Punkt, ſondern daß der Geſamtgeiſt, aus dem die
Schule in allen ihren Fächern lebt, ſich als evangeliſch er-
weiſe, das heißt auf die Höhe chriſtlicher Lebensgeſtaltung
führe das iſts, was evangeliſche Eltern fordern und for-
dern müſſen.

Dieſe Forderung iſt bereits in aller Oeffentlichkeit er-
hoben worden und wird noch immer lauter erhoben werden.
Leider iſt die Schulfrage gegenwärtig mit parteipolitiſchen
Momenten verquickt worden, ſo daß, wie zurzeit alle großen
Gedanken, ſo auch derjenige der Erziehung aus dem Geiſte
des Evangeliums heraus in ſeinem einzigartigen Wert für
weite Kreiſe nicht unerheblich verdunkelt iſt. Sehr zu be-
klagen iſt in dieſem Zuſammenhang die Stellungnahme des
Deutſchen Lehrervereins, der auf ſeinem letzten Vertretertag
in Stuttgart die ihm angeſchloſſenen Lehrerkreiſe gegen die
ſogenannte Bekennntnisſchule mobil gemocht hat. Zwar
wird er damit wenig Glück haben, denn erſtens wendet ſich
ein nicht unweſentlicher Teil ſeiner eigenen Zugehörigen
gegen dieſen Beſchluß. Und zweitens wird die evangeliſche
Elternſchaft das mag ſich der Deutſche Lehrerverein ver-
ſichert halten nicht eher ruhen, bis ihr ihr Recht, das Recht
auf eine durch und durch evangeliſche Erziehung ihrer Kin-
der, geworden iſt. Denn das ſollte füglich nicht vergeſſen, ja
evangeliſchen Eltern immer mehr eingeſchärft werden: der
Staat, nicht etwa die Kirche, iſt nach der Verfaſſung ein
fach verpflichtet, ihnen evangeliſche Schulen zu ſchaffen. Nicht
eine ſogenannte „Kirchenſchule“ iſt es, auf die das Begehren
cvangeliſcher Eltern hinauszulaufen hat, ſondern eine evan-
geliſche Schule, die der Staat unterhält, leitet und beguf-
ſichtigt aber eben in durchaus evangeliſchem Geiſte.

Wer damit den Gedanken verbindet, daß etwa mit der
evangeliſchen Schule für evangeliſche Kinder die „Geiſtliche
Schulinſpektion“, ſei es nun unmittelbar oder auf Umwegen
wieder eingeführt werden ſolle. wolle ſich aus den amtlichen
Verloutbarungen der in Betracht kommenden kirchlichen
Stellen überzeugen. daß davon keine Rede iſt. Vielmehr
wird es, wie geſagt, Aufgabe des Staotes ſein evangeliſche
Schitlfachleute mit der Aufſicht ſiber die Schule fürevongeliſche
Kinder zu beguftragen. Daß für dieſes Aufſichtsamt natür
lich nur ſolche Perſönlichkeiten in Froge kommen wie
übrigens auch für die Lehrer- und Rektorſtellen die in
der Tat in evangeliſchem Geiſte leben, und nicht etwa nur
nachzuweiſen in der Lage ſind. daß ſie einmal evangeliſch ge
tauft und konfirmiert ſind, bedarf keines weiteren Wortes.
Wir Evangeliſchen wiinſchen uns nämlich eine Schule, die
wirklich Leben s ſchule iſt, keineswegs nur Lehranſtalt.
Denn wenn der Lehenstypus es Evangeliums der quali
tativ reinſte und edelſte von allen iſt. die es überhaupt aibt,



oft nichts wichtiger, als daß alle diejenigen Familien, die
ieſem Lebenstypus anhängen, ihn. auch in der Schule, der

ſie ihre Kinder anvertrauen, garantiert finden.
SDreeſes Ziel ſteht unverrückbar feſt und wird unter allen

Umſtänden und trotz aller Widerſtände erreicht werden.

Der Ruck nach rechts
Kurz nach einander ſind deutſche Wähler an die Urne

getreten, in Berlin und in Baden. Der Ausfall iſt
beide Male der gleiche: Die Linksparteien haben eine
ſchwere Niederlage, die Rechte hat eine große Verſtärkung zu
verzeichnen, die aus Sozialdemokraten, Demokraten und
Zentrum beſtehende Regierungskoalition iſt empfindlich
geſchwächt worden. Die Tatſache, daß zwei ſo verſchieden
artige Wahlen in ganz anders gearteten Teilen des Reichs
das gleiche Ergebnis zeitigten, erlaubt den Schluß,
der Ruck nach rechts ſei ein allgemeiner und an
haltender.

Auch das Wahlreſultat in Baden, wo bei einer Ein
ſchränkung der Geſamtzahl der Abgeordneten von 107 auf
36, die Koalition von 100 auf 65 Sitze zurückging und
die Oppoſition, die nur 7 Sitze hatte, jetzt 21 Abge
ordnete ſtellt, beweiſt, daß immer weitere Volkskreiſe die
Wahrheit zu erkennen beginnen und ſich von der roten Hetz-
und Lügenpolitik nicht mehr einfangen laſſen. Die Demo-
kratiſche Partei, die Sozialdemokratiſche Partei, das Zen
trum ſie alle haben von den Wählern ein deutliches
Mißtrauensvotum erhalten. Die Niederlage der
Demokraten iſt geradezu vernichtend, haben ſie doch von
25 Mandaten nur 7 behaupten können, alſo 72 v. H. ihres
Beſtandes verloren. Sehr ſchwer iſt auch die Niederlage der
Roten. Die Sozialdemokratie hat von 36 Sitzen nicht weni-
ger als 16 oder 44 v. H. an die Rechte abgeben müſſen.
Ein ſchwacher Troſt iſt es, daß die Unabhängigen 2 und die
Kommuniſten 3 Mandate erlangten. Am bemerkenswerte-
ſten aber iſt, daß in der Heimat Fehrenbachs und Dr.
Wirths auch der Zentrumsturm zu bröckeln beginnt:
Von 39 Abgeordneten ſind nur 34 wiedergekehrt.

Die ſozialiſtiſche Preſſe verſucht, die rote
Niederlage nach Möglichkeit totzu ſchweigen. Wer
aber glaubt, daß beiſpielsweiſe „Vorwärts“ und „Freiheit“
nun etwas weniger anmaßend und herausfordernd auf-
kreten, iſt ſehr im Jrrtum. Beide ſind nicht nur beſtrebt,
den Ausdruck des Volkswillens zu unterdrücken,
beide drohen auch cker weiter mit Kampf und Terror.
Der ſchmachvolle 9. November ſo befehlen die Herren
der Goſſe iſt zu feiern, alle Betriebe ſind um 2 Uhr
ſtillzulegen. Was kümmern ſich die Berliner Drahtzieher
um Beſchlüſſe des Reichstags, der bekanntlich die Feier des
Schandtages abgelehnt hat, wenn ihre Zwecke, wenn Ver-
en und Brutaliſierung der Arbeiterſchaft in Frage

ehen
Die Wahlſiege in Berlin und Baden ſind hocherfreulich.

Sie laſſen erkennen, wie das Volk wählen würde, wenn es
nicht unter der roten Knute ſtände, die in allen Betrie-
ben geſchwungen wird. Der deutſche Arbeiter hat
zwar das freieſte Wahlrecht der Welt, in Wirklichkeit iſt er
aber der unfreieſte Wähler der Welt. Die Wähler
höhnen ja ganz offen über die Wahlzellen in den Wahl
lokalen: Die Kontrolle durch die roten Parteifunktionäre
findet ſchon lange vorher ſtatt. Das Quittungsbuch
der roten Organiſation iſt der Talisman, ohne den faſt kein
Berliner Arbeiter unbedroht arbeiten kann. Erſt wenn es
gelingt, den roten Terror zu brechen und auch den
Arbeitern die Freiheit der Wahl zu ſichern,
werden wirkliche Volkswahlen zuſtandekommen und die
wahren Meinungen des Volkes zutage treten. Die rote
Fauſt laſtet aber zu ſchwer auf dem Volke, als daß mit bal
diger Beſſerung zu rechnen wäre.

Zeitungsdruckpapier. Der Reichsverkehrsminiſter ordnete
vor einigen Tagen an, daß Wagen für Zeitungsdruck-
papier in den nächſten zwei Wochen mit Vorran vor
allen anderen Gütern zu ſtellen ſind. Die Eiſenbahndirektionen
ſind beſonders angewieſen, dafür zu ſorgen, daß die Wagen nicht
nur zur Beladung geſtellt, ſondern auch pünktlich bis zum
Empfangsort durchgeführt werden müſſen.

JInſtruktionen für den 7. November
Moskaus Doppelſpiel.

Berlin, 3. November.
Tſchitſcherin, der Leiter des ruſſiſchen Auswärtigen Amtes,

hat an die Vertreter der Sowjetregierung iw Ausland Jnſtruk-
ticnen verſandt, die beweiſen, daß alle Verſprechungen Mos-
kaus, ſich der politiſchen Agitation in fremden Län-
dern zu enthalten, ein Täuſchungsmanöver dar-
ſtellen.

Die Jnſtruktionen ordnen „großarkige Demonſtrationen
der Arbeiter am vierten Jahrestag der bolſchewiſtiſchen
Revolution, dem 7. November, an. Den kommuniſtiſchen Organtſationen, die die Vorbereitungen zu treffen haben, wird Vorſicht

anempfohlen, weil der Verſuch gemacht werden ſoll, die Gewerk
ſchaften heranzuziehen, insbeſondere die Transportarbeiter und
die ſtädtiſchen Arbeiter, um das ganze ſtädtiſche Leben
ſtill zulegen. Die Vertreter des Kommiſſariats für Außen-
handel, alſo einer offiziellen Behörde, ſollen aus Moskau für
dieſe Zwecke mit beſonderen Geldmitteln verſorgt
werden.

Jn der Jnſtruktion iſt auch die Richtung des Demonſtrations-
zuges angegeben. Die Manifeſtanten gehen zum Gebäude, in dem
ſich die Sowjet Vertretung befindet und begrüßen dieſe. Die Sow-
jet- Vertreter ſind angewieſen, ſich bei den Manifeſtanten „im

amen des revolutionären Proletariats Sowjet-Rußlands“ zu be
denken. Dann begibt ſich der Zug zum Parlament mit dem An
trag, die Sowjet Regierung anzuerkennen und mit der Forderung,
der Sowjet Regierung einen Kredit zu eröffnen.

An dieſem Tage hat der Sowjet Vertreter oder deſſen Stell
vertreter ſich oft in der Menge zu zeigen, um den „Enthuſiasmus
der Arbeiter zu erhöhen“. Die „Loſung“ der Demonſtranten

alſo auch dieſe wird, ebenſo wie das Geld, aus Moskau gelie-
fert ſoll heißen: „Nieder mit der Jntervention! Es lebe
Sowjet-Rußland und die Sowjet-Regierung! Unverzügliche Hilfe
den Hungernden in Sowjet-Rußlandl Unverzügliche Hilfe der
SowjetRegierung.“

Reichswirtſchaftsrat

w. Berlin, 3. November.
In der heutigen Sitzung des Reichswirtſchaftsrates wurde

zunächſt die Vermögensſteuervorlage in zweiter Leſung
angenommen mit einem Antrag, wonach die von gemeinnützigen
Sparkaſſen und Genoſſenſchaften ſowie die ſelbſtgezeichneten
Kriegsanleihen in Zahlung genommen werden ſollen.
Eine Entſchließung der Verbrauchergruppe, die von der Reichs
regierung beſchleunigte Maßnahmen verlangt, um der ſprung-

haften Preisſteigerung und insbeſondere den ungerechtfertigten
Preistreibereien und den zunehmenden Verkäufen an das Aus-
land entgegenzutreten, wurde nach längerer Debatte ebenfalls
angenommen. Hierauf nahm das Haus noch den Bericht des
Ausſchuſſes über die Erfaſſung der Sachwerte entgegen,
der die Nutzbarmachung der Sachwerte für die Erfüllung unſerer
Reparationspflichten nur auf dem Wege der freiwilligen
Kredithilfe für möglich hält, zu welchem Zwecke die deut-
ſchen Erwerbsſtände zu einer Kredit gemeinſchaft zu-
ſammengeſchloſſen werden ſollen. Die Beratung über dieſen
Ausſchußbericht wurde auf Freitag vormittag vertagt.

Die „Geſellſchaft der Nationen“
Paris, 3. November.

Nach einer Meldung aus Neuyork berichtet der Waſhing-
toner Korreſpondent der „New York World“, daß die Delegierten
der Vereinigten Staaten auf der Entwaffnungskonferenz den Ge
donken der Errichtung einer freiwilligen Geſell-
ſchaft der Nationen mit einem internationalen Gerichtshof
als beſtes Mittel für die Herabſetzung der Rüſtungen zu Waſſer
und zu Lande betrachten. Sie hätten die Abſicht, dieſen Vorſchlag
als einen Zuſatz zu dem Pakte von Paris, alſo zum
Völkerbundsſtatut, einzubringen. Nach der „Chicago
Tribune“ handelt es ſich um den urſprünglichen Hardingſchen
Plan einer Geſellſchaft der Nationen, der an Stelle des Völker
bundes treten ſoll.

Pertinax drahtet aus New-York:
Was die Abrüſtung anbetrifft, ſo wird man den Zuſtand

der Entwaffnung Deutſchlands gründlich prü-
fen, ebenſo die verſchiedenen Urſachen, die die r n
Frankreichs gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Frankreich ſoll das
Gefühl haben, daß es in Sicherheit leben kann. An den einſt
verſprochenen Allianzvertrag denkt man nicht mehr. Man wird
ihn nicht wieder aufleben laſſen. Man glaubt, daß der mora-

liſche Druck, den Amerika mit Bezug auf die Dur
des Friedensvertrages auf Deutſchland iſäden tn in
wünſchten Ergebniſſe haben könnte. g.

Die Einſtellung der Seerüſtungen kann mit Ausſicht
Erfolg nur vor ſich gehen, wenn man ſich über die Lage der a
zelnen Seemächte Rechnun ibt. England muß we
ſeiner Ernährungsverhältniſſe das Recht haben, dern t unter egewiſſes Niveau ſeiner Rüſtungen nicht herabgehe

zu müſſen. 4Alle Anſtrengungen, ein unabhängiges Chinſchaffen, müſſen mit der Notwendigkeit eſner ar
Ausdehnung in Einklang gebracht werden. Die im ähn
1920 geſchaffene Finanzorganiſation hat das Recht zur daß ohne ſie keine offizielle chineſiſche Anleihe
lusgabe gelangen darf. Aber den privaten Unternehmen

dennoch genügend Spielraum für ihre Tätigkeit gelaſſen werde
Die Neutraliſierung der oſtchineſiſchen Bahn muß dur efüht
werden, doch ſoll den Japanern das Recht zugeſtanden werden
die ſüdmandſchuriſche Eiſenbahn zu dirigieren.

Ob die Finanzfragen auf der Konferenz beraten
den, ſteht noch nicht feſt. England hat ihre Erörterung gefor
und einige engliſche Delegierte glauben, daß ſie ſtattfinden
Doch machen ſich gewiſſe Einflüſſe geltend, um eine Ver,
tagung dieſer Debatte zu erreichen, da die amert
niſche öffentliche Meinung noch nicht genügend vorbereitet ſei
Sollte die Konferenz erfolglos bleiben, würde ſie wenigſt

die ſich einer

zu

die Hinderniſſe kennzeichnen,
rüſtung entgegenſtellen.

Aufhebung der pragmatiſchen Sanktion

Ein Antrag des Grafen Bethlen.
Budapeſt, 3. November.

Jn der geſtrigen Sitzung der Partei der kleinen Land
wirte teilte Miniſterpräſident Graf Bethlen mit, daß er
der Nationalverſammlung einen Geſetzent-
wurf vorlegen werde, der die Aufhebung der Herrſcher
rechte König Karls und der Thronfolge des Hauſes Hahz.
burg zum Jnhalt hat.

Jn dem Geſetzentwurf heißt es: Die Herrſcherrechte
König KHarls werden aufgehoben. Die pragmatiſche San
tion, die die Thronfolgerechte des öſterreichiſchen Hauſe
regelt, hat ihre Wirkſamkeit verloren, und hiermit iſt das
Recht der freien Königswahl wieder an die Nation zurüt.
gefallen. Die Nation hält die Staatsformdez

allgemeinen K.

Kön igtums unverändert aufrecht, verſchiebt jedoh
die Beſetzung des Königſtuhls auf ſpätere Zeiten und weiſt
das Miniſterium an, zu geeiqneter Zeit entſprechende Vor
ſchläge zu machen. Das Geſetz tritt am Tage der Veröffent,
lichung in Kraft.

Die Partei hat beſchloſſen, dem Geſetzentwurf zu
zuſtimmen.

Die ungariſche Regierung hat der tſchechoſlowakiſchen
Regierung offiziell mitgeteilt, daß ſie alle Beſchlüſſe durch
führen werde, welche ihr von den Regierungen der Groß
mächte vorgelegt werden.

Auspyrägung von Metallgeld. Die Verſuche wegen der Aus
prägung von Ein, Zwei- und Dreimarkſtücken aus einer Metal-

legierung werden demnächſt abgeſchloſſen werden. Die neuen
Münzen werden zu Beginn des neuen Jahres zur Ausprägung
kommen, und zwar in der Größe der alten Silbermünzen.

Aufkauf der „Germania“? Dem „pPetit Pariſien“ wird aue
Berlin gemeldet, daß der Großinduſtrielle Klöckner die
„Germania“ aufgekauft habe. Das Pariſer Blatt knüpft hieran
die Vermutung, daß der dominierende Einfluß innerhalb der
Zentrumspartei hierdurch auf den rechten Flügel der Partei über
gehen werde. Wenn auch tatſächlich der Großinduſtrielle Klöd-
ner in der „Germania“ A.G. eine beſondere Stellung einnimmt,
ſo ſcheinen uns doch die Behauptungen des Pariſer Blattes ſowie
die daran geknüpften Folgerungen außerordentlich kühn zu ſein.
Bis jetzt hat die „Germania“ von einer „Schwenkung“ im Kurſe
nichts merken laſſen.

Gemeinderatswahlen in London. London, 2. Nov. Bei den
geſtrigen Gemeinderatswahlen, die in über 300 Stadtbezirken
von England und in Wales abgehalten wurden, gewannen nag
den bis Mitternacht bekanntgegebenen Ergebniſſen die Arbeiter
partei 78 Sitze (ſie verlor 42), die Konſervativen 23 (Verluſt 50
die Liberalen 16 (Verluſt 60), die Unabhängigen 46 (Verluſt 16).

Schätzel. Die Welt der Pariſer Friedensſchlüſſe. Verla
G. Stilke, Berlin. Preis 28 M.

t Schleswig Holſteinſcher Roman
c vonHenriette von Meerheimb (Margarete Gräfin von Bünau)
Ein ſo lebhaftes Stimmengewirr erhob ſich. als ob die

beſprochenen Herren an jede einzelne der jungen Damen
dieſe ſchickſalsſchwere Frage bereits gerichtet hätten.
Nur Lotte zog gelaſſen die Roſinen aus ihrem Stück
Kuchen und meinte philoſophiſch: „Erhitzt euch nicht! Jhr
kriegt keinen von beiden; denn Reventlow verlobt ſich heute
ſicher mit Karin, und Torp holte ſich im Winter ſchon einen
Korb bei ihr.“

Ein kurzes Stillſchweigen entſtand. Die Nachricht ließ
für einige Sekunden ſogar dieſe beweglichen Zungen ver-
ſtummen.

Karins ſchönes Geſicht erblaßte leicht. Sie warf der
naſeweiſen kleinen Schweſter einen vorwurfsvollen Blick zu,
aber ſie beſtritt die Behauptung nicht.

Ein Sturm von Fragen brach nach der atembeklemmen-
den Pauſe los. „Weshalb hat ſie Torp einen Korb gegeben?
War das nicht ſchrecklich, jemand ſo das Herz brechen zu
müſſen? Was ſagte er? Was wird er jetzt tun?“

„Tun? Was ſoll er tun? Ich bin ihm keine Rechen-
ſchaft ſchuldig?“ entgegnete Karin hochmütig.

„Warum ließeſt du es aber dazu kommen, Karin?
Mama ſagte, das dürfte ich nie!“ tadelte Amely Danske.

Karin unterdrückte die ſpöttiſche Bemerkung, die ihr
auf den Lippen lag. An den ſcheu bewundernden Blicken,
mit denen die jungen Dinger ſie anſtaunten, merkte ſie
aber, daß ſie in deren Achtung nicht geſunken, ſondern nur
noch bedeutend geſtiegen war, weil die zwei eleganteſten
Offiziere der Gardehuſaren ſich um ſie bewarben.

„Nein, biſt du glücklich zwei ſolche Freier! Warum
mochteſt du denn den Rittmeiſter nicht? Gefiel dir Revent-
low beſſer?“

„Jch mochte Torp ganz gern“, antwortete Karin
rnd. „Das heißt zum Tanzen und Unterhalten aber

wollte ich ihn nicht. Jch habe beinahe Angſt vor
ihm. Er iſt ſo leidenſchaftlich.“

Sie verſank in Nachdenken. Die ſtürmiſche Werbung,

die heißen Liebesworte Torps klangen ihr wieder im Ohr.
Würde er ſich gelaſſen daxein finden, daß ſie ſich nun mit
Reventlow verlobte? Hindern konnte er es nicht, denn er
beſaß weder Briefe noch Verſprechungen vor ihr. Halbe
Worte, ein paar freundliche Blicke zählen nicht. Und weiter
hatte ſie ſich nichts vorzuwerfen.

Wirklich nichts?
Sie gab den jungen Mädchen nur noch ſo zerſtreute,

ungeduldige Antworten, daß die es ſchließlich müde wurden,
ſie auszufragen. Die Schokoladenkanne war überdies leer,
ſie ſtanden alſo auf und gingen paarweiſe, ſich zärtlich um-
ſchlungen haltend, in dem engen Vorgarten auf und nieder.
Die hellen Kleider ſchimmerten luſtig zwiſchen den grünen
Büſchen. Wie große bunte Sommervögel flatterten ſie über
den runden Raſenplatz vor dem Hauſe.

Karin blieb auf der Veranda ſitzen. Jeden Augenblick
konnte ſie zu ihrem Vater geruſen werden. Daher lohnte
es nicht, noch eine andere Beſchäftigung vorzunehmen. Sie
ſchlang die Hände um die Knie und träumte in den Som-
merabend hinein. Wie ſchön war der 'vorige Winter ge
weſen! Ueberall wurde ſie bewundert, und der Neid, der
treue Schatten der Bewunderung, verfolgte ſie ebenfalls.
Sie wurde ſo viel beſprochen, wie man es nur werden kann,
ohne etwas Böſes getan zu haben. Sie war Königin auf
jedem Feſt und wo ſie ging und ſtand, blieb die ſchlanke
Reiterfigur des Grafen Reventlow an ihrer Seite, folgten
ihr die dunklen, heißen Augen des Rittmeiſters Torp. Ein
herrliches, wenn auch etwas gefährliches Vergnügen, immer
den einen Bewerber gegen den anderen auszuſpielen!

Torp war der erſte, der ihr ſeine Liebe geſtand. Sie
wußte, daß es dahin kommen würde, und verſuchte ſtets die

Worte im letzten Augenblick auf ſeinen Lippen feſtzubannen
und ihm auf irgendeine Weiſe zu entſchlüpfen.

Endlich hatte es ſich doch nicht vermeiden laſſen.

Sie war allein zu Hauſe geweſen. Die Dämmerung
kroch ſchon an den Häuſern empor. Alles ſah unwirklich
aus in der nebelhaften Beleuchtung. Durch das Zimmer
ſchwebte der Geruch der Räucherkerzchen. Das Kaminfeuer
warf ſeinen Widerſchein auf den Teppich. Regentropfen
ſchlugen gegen die Scheiben. Vor der Tür ſtampften die
Pferde. die den Vater ins Theater bringen ſollten

Der Diener trat herein und brachte eine Meldung
Karin verſtand den Namen nicht und achtete kaum darauf
Erſt als Torp unmittelbar vor ihr ſtand, wußte ſie, daß di
Entſcheidungsſtunde da war.

Das letzte Tageslicht ging in blauende Dämmerun(
über. Von der Straße herauf tönte der melancholiſche Ruf
eines Muſchelverkäufers, der ſich bis in die elegante Ame
liengade verirrt haben mußte, um ſeine Waren anzupreiſen

Plötzlich fühlte ſie ihre Finger von Torps nerviger
Händen umſchloſſen, ſeinen heißen Atem auf ihrem Geſicht
als er ſich tiefer über ihren Stuhl beugte und ihr ſeine Liebt
in abgeriſſenen, überſtürzenden Worten geſtand. Sie wollt
entworten, ihn abweiſen, aber er achtete gar nicht darauf
Er riß ſie in ſeine Arme, und ſeine wilden Küſſe branntken
auf ihren Lippen.

Endlich gelang es ihr, ſich freizumachen und ihn über
ſeinen Jrrtum aufzuklären. Sie ſah, wie das Leuchten in
ſeinen Augen verblaßte. Ein böſes Funkeln glomm darir
auf. Er zerbiß ſeinen Schnurrbart. Sein braunes Geſich
wurde ganz fahl.Obwohl er ihr kein Wort des Vorwurfs ſagte, wußt
ie genau, daß ſie ihn tödlich beleidigt hatte.ſ „Bilden Sie ſich ein, einen anderen zu lieben?“ fragt

er endlich heiſer. a 2„Mit welchem Recht ſtellen Sie dieſe Frage?“
„Recht oder Unrecht ich will die Antwort wiſſen.
Sie warf den Kopf zurück. „Gut wenn Sie es

aus hören wollen ich liebe einen anderen
„Den SchleswigHolſteiner? Den blonden Revenklow

Ein zorniger Ruck ging durch ſeinen ganzen Körper. d
ſein Geſicht zeichnete die düſtere Wut, die er empfand, i
Schatten.

Sie neigte den Kopf und ſchwieg.
„Jhr Verſtummen iſt Antwort genug“, ſagte W

nach eincm langen Schweigen, das wie etwas gre
Drückendes dumpf und ſchwül zwiſchen ihnen lag.
Sie werden niemals Chriſtian Reventlows Frau werden

verlaſſen Sie ſich darauf!“ i
llte

Die Worke fielen wie ſchwere Hammerſchläge auf
Herz. „Wie wollen Sie das hindern?“ Jhr Ton ſo
ſcherzend klingen und hörte ſich doch recht ängſtlich an.

(Fortſeßung folat.)
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Das Steuerelend
Deutſcher Reichstag

w. Berlin, 3. November.
gebrsſident Rießer eröffnet die Sitzung mit geſchäftlichen

h lerpellationen über Vorkommniſſe in der Pfalz, über
e erung und Wucher ſowie über das Verbot der Landung
Echiffe im Stettiner Hafen werden von der Regierung
h der geſetzmäßigen griſ beantwortet werden.

s Anträge wegen Erhöhung der täglichen Mehlration und
des Verkehrs mit Kartoffeln werden mit der Jnter-
Nüller-Franken (Soz.) wegen der Preis

rung feinerzeit verbunden werden.
gt der Antrag Müller-Franken (Sogzz.) wegen Abände-

der Verordnung über die Lohnbeſchlagnahme.
ha Kaiſer (Soz.) begründet den Antrag, die Pfän-
ſgrenge von 5000 auf 15 000 Mk. hinaufzuſetzen.
ſhöjuſtizminiſter Radbruch: Es liegt ein fertiger Ent
ereits vor, der eine veränderliche Pfändungsgrenze be
porſieht, um etwaigen weiteren Schwankungen von vorn
begegnen zu können.

g. Warmuth (Dn.) beantragt Verweiſung an den Rechts

urzer weiterer Debatte wird der Antrag an den
ausſchuß verwieſen.
im Antrag Agnes u. Gen. über eine Verſchärfung
geſteuerung des BEſenverkehrs teilt der
ſident Rießer mit, daß der Steuerausſchuß an Stelle

Antrages einen Antrag Keil auf eine weſentliche
ung der Börſenumſatzſtener angenommen habe. Das Haus

dieſem Antrag zu.
z folgt ein Antrag Gothein (Dem.) wegen beſchleunigter

lagung und Erhöhung der Reichseinkommenſteuer.
ihg Gothein begründet den Antrag mit der finan
len Notlage des Reiches.
ztaatsſekretär Zapf: Die Veranlagung iſt Sache der Länder
Gemeinden. Das Reich kann keinen weiteren Einfluß darauf
J als daß es drängen könnte.
Abg. Alekotte (Ztr.) unterſtützt den Antrag und kritiſiert die
igkeit der Finanzämter, deren Verſchlepgetaktik den Staat ſchädige.
b. Dr. Hertz (U. S.) begründet einen Antrag ſeiner Par
daß jeder Steuerpflichtige zunächſt auf Grundlage ſeiner
rerklärung den Steuerbetrag an das Reich abführe, im
der Verzögerung aber Verzugszinſen zahlen müſſe.

Abg. Dr. Helfferich (Dn.) mißt die Hauptſchuld der Kom
jertheit unſerer Steuern bei. Die Beamten
en ſelbſt nicht mehr Beſcheid. Die Steuergeſetzgebung müſſe
nmiert werden, desgleichen die Verwaltung. Sonſt ſehe er
Kataſtrophe voraus.
Staatsſekretär Dr. Zapf ſpricht ſich gegen den unabhängigen
zog aus der die Verwirrung bei den ſchon jetzt überlaſteten
nzkaſſen nur noch mehr vermehren und einen Zuſammen
der Verwaltung vielleicht noch beſchleunigen würde.
Abg. Becker (D. Vpt.) betont, daß in dieſer Frage die
ze Koalition von Helfferich bis Dr. Hertz
fellos vorhanden ſei, bedauert, daß die Lohn- und Gehalts-
änger in gewiſſem Sinne benachteiligt ſeien, und ſtimmt
Antrag Gothein zu. Gewiſſe Aenderungen in der Organi-
m ſeien allerdings nötig, aber eine grundlegende Reform er

ne ihm nicht notwendig.
Die beiden Anträge werden ſodann dem Steuerausſchuß
wieſen.

Porgen nachmittag 1 Uhr: Anfragen. Jnterpellation wegen
eßung der Deutſchen Werke und Steuerdebatte.
Schluß: 6 Uhr.

s Mittelderrtſehlano
Auch eine „Miniſterkriſis“

Aus Weimar wird uns von unſerem AMitarbeiter ge
hen

Nit einer eigenartigen Materie, welche
ingiſchen Einzelſtaaten Bedeutung hat,

ir alle bisherigen
eſchäftigte ſich die

iclsvertretung von S. Weimar in der letzten Sitzung. Es
e ſich um den Verbleib des ehemaligen thü-

gziſchen Staatsminiſters Dr. Paulßen in ſeinem
als Mitglied der Gebiets regierung S.- Weimar.
Grund der Verfaſſung des Freiſtaates S.- Weimar waren die
ordneten Dr. Paulßen und Baudert zu Staatsminiſtern und
Abgeordneten Hörſchelmann, Kühner, Palm,. Polz und
h zu Staatsräten gewählt worden, ſo da Regierung
2 Niniſtern und 5 Staatsräten beſtand. s thüringiſche
z vom 9. Dezember 1920 (Uebergangsgeſetz) beſtimmt nun,

ie Zahl der Mitglieder der bisherigen Slaatsregierungen
zahl 4 nicht überſteigen darf. Daneben können jedoch die
eder des thüringiſchen Staatsminiſteriums noch Mitglieder

t Gebietsregierung bleiben. Dieſer Vorſchrift wurde dadurch
nung getragen, daß die Staatsräte Polz und Hörſchelmann
der Regierung ausſchieden und ſomit nur noch 5 Mitglieder
t Regierung verblieben. Staatsminiſter Dr. Paulßen war
deſſen dasjenige Mitglied der Gebietsregierung, welches
örund ſeiner Mitgliedſchaft im thüringiſchen Staatsmini-
mm Ritglied der Gebietsregierung geblieben war. Durch
Jeubildung des thüringiſchen Staatsminiſteriums iſt Staats
ter Dr. Paulßen aus dieſem ausgeſchieden, er konnte dem
nicht mehr das Papſt Mitglied der Gebietsregierung ſein.
Zuwahl eines der jetzigen Mitglieder des thüringiſchen
miniſteriums kann aber auch nicht ſtattfinden, da das Ge

beſagt: „Die Mitglieder des thüringiſchen Staatsminiſte
W Ennen Mitglieder einer Gebietsregierung bleiben. Derbezieht ſich al nur auf ſolche Mitglieder des thüringiſchen

miniſteriums, die früher ſchon als Mitglieder der Gebiets-
ung gewählt waren. Vorläufig hat nun Dr. Paulßen,

n Arbeitskraft und Erfahrung in der Gebietsregierung ganz
ehrlich ſind, als „Beauftragter“ weitergearbeitet, es galt
un einen ordnungsmäßigen Weg für ſeinen Verbleib in der
regierung zu finden. Abg. Dr. Roſenthal brachte dazu
den Antrag ein: „Die Gebietsvertretung erſucht den thü-
den Staatsminiſter z. D. Dr. Paulßen, die bisher von ihm

Gebietsregierung Weimar wahrgenommenen Geſchäfte
ftragter unentgeltlich weiterzuführen.“ Der An-

wurde von Rednern aller Parteien unterſtützt, doch muß er
iner definitiven Annahme den Geſetzgebungsausſchuß

Große Hengſtſchau in Stendal
Stendal, 83. November.

Aer 800 Hengſte aus der Proving Sachſen, Anhal,
oweig und Thüringen werden in dieſen Tagen aus Anr Hengſtkörung, der Hengſtprämiierung und der vengſtrung in der Viehausſtellungehalle am Oſtbahn-
n Stendal verſammelt ſein. Vier Tage dauern die groß
z Leranſtaltungen, die den deutſchen Pferdezüchtern zeigen
S daß infolge der unermüdlichen und zieidewußten Arbeit

dnzelzöchter und PferdezuchtGenoſſenſchaften die Pferde
a der Proving Sachſen auf hoher Stufe ſteht. Aus allen
a Sauen treffen zu dieſen großen tierzüchtertſchen Veren zahlreiche Pferdezüchter ſowie Vertreter von

zs und PferdezuchiGenoſſenſchaften in Stendal

Donnerstag die Pri
ſchau der Provinzial-Pferdezucht bildet am Freitag die Ver
ſteigerung von nahezu 200 Hengſten. Während zu der am
27. Oktober in Erfurt ſtattgefunden Körung nur 13 Hengſte
angemeldt waren, liegen für die Korung in Skendal 301 Anmel-
dungen vor. Mit den Meldunngen für die Prämiierung und für
die Verſteigerung beläuft ſich die Angahl der in Stendar zur
Schau geſtellten Hengſte auf 825.,

Aus den einzelnen Kreiſen der Provinz Sachſen ſind für
die Körung gemeldet worden: Kalbe a. d. S. 10 Hengſte, Bitter
feld 8, Delitzſch 30 (darunter 24 Tiere des bekannten Pferde-
züchters Bauermeiſter auf Schloß Löbnitz), Eckartsberga 5, Garde-
legen 20, Halberſtadt 5, Halle (Stadtbreis) 1, Heiligenſtadt 1,
Jerichow J 16, Jerichow II 12, Mansfelder Gebirgskrers
Mansfelder Seekreis 1, Merſeburg 7, Naumburg 1, Neuhal-
densleben 10, Oſchersleben 6, Oſterburg 40, Quedlinburg 1,
Querfurt 18, Saalkreis 2, Salzwedel 14, Sangerhauſen 4,
Stendal 80, Torgau 1, Wanzleben 10, Weißenfels 12, Weißen
ſee 5, Wittenberg 2 und Wolmirſtedt 9 Hengſte; demnach beträg:
die Zahl der Meldungen aus dem Regierungsbzirk Magdeburg
183 (davon ſind 104 aus der Altmark), aus dem Regterungs-
bezirk Merſeburg 98 und aus dem Regierungsbegirk Erfurt 6.
Ferner ſind angemeldet aus Anhalt 7, aus Thüringen 4 und
aus Braunſchweig 8 Hengſte,

Olvenſtedt, 8. Nov. Heimkehr nach 7 Jahren.)
Der Dragoner Hermann Ohnſtedt von hier wurde in der Marne-
ſchlacht nungen genommen. Eine franzöſiſche Karte teilbe den
Eltern ſpäter mit, daß ihr Sohn em 13. Januar 1915 an
Typhus verſtorben ſei. Jetzt erhielt dor Vater, der drei Söhn
im Felde verloven, die amtliche Mitteilung, daß ſich ſein Sohn
Hermann, geb. am 3. Oktober 1893, unter den aus Sibirien zurück-
lehrenden Kriegsgefangenen befinde, die ein vom Reich gechar-
terter Danpfer in Wladiwoſtock zur Rückfahrt nach Trieſt über
nommen habe.

Halle und Amgebung
Halle, 4. November.

Aus dem Haushaltsausſchuß
Unterſtützung der Junggeflügelſchau. Uebertragung von Etats-
reſten. Errichtung neuer Schulſtellen. Zuſchuß an den Bau

verein für Kleinwohnungen.

Der Haushaltsausſchuß bewilligte in
Sitzung für
graphien der Halleſchen Schulkinder 250 Mk. Jm Etat für
1919 waren bei verſchiedenen Kapiteln gewiſſe Summen für
Reparaturen ausgeworfen worden, die damals nicht oder nur
zum Teil ausgeführt werden konnten. Es handelt ſich dabei
vorwiegend um den Etat der Hochbauverwaltung, der Tiefbau
verwaltung, des Stadtbades und der Schulverwaltung. Die er-
ſparten Summen werden auf den Etat für 1920 übertragen.
Dasſelbe gilt für Mittel, die in den Etat für 1920 eingeſtellt
waren, in dieſem Jahre nicht verbraucht ſind und entſprechend
auf 1921 zu übertragen ſind. Bei dem Schlacht- und Viehhof
hat ſich herausgeſtellt, daß gewiſſe Reparaturen, beſonders An
ſtricharbeiten, an verſchiedenen Gebäuden unbedingt erforderlich
ſind, für die Mittel in den laufenden Etat nicht eingeſtellt ſind.
Hierfür wird eine Summe von 180 000 Mk. benötigt, die dem Er
neuerungsfonds des Schlacht und Viehhofes zu entnehmen ſind.
Es wird damit gerechnet, daß dieſe Summe aus den Ueber-
ſchüſſen des Jahres zurückerſtattet werden konn. Jn der
ſtädtiſchen Fernſprechzentrale ſind vor einiger Zeit zwei Glüh-
lompenſchränke aufgeſtellt worden, die ſich vorzüglich bewährt
haben. Der Magiſtrat beantragt die Aufſtellung eines dritten
Schrankes und die Erweiterung der beiden vorhandenen
Schränke, da dadurch erheblich an Perſonal geſpart werden kann.
Die angeforderten Mittel im Betrage von 38 400 Mk. werden
bewilligt. Für die Erneuerung eines Kochkeſſels im Hoſpital
werden 3800 Mk., für die Erneuerung eines Hetgkeſſels in der
Stadtgärtnerei werden 7200 Mk. bewilligt.

Der Ornithologiſche Zentralverein für Sachſen und Thü-
ringen veranſtaltet anläßlich ſeines fünfzigjährigen Beſtehens
eine Junggeſlügelſchau, für die ihm ein Teil der neuen Wagen
halle am Schlachthof als Ausſtellungslokal ſeitens der Stadt
überlaſſen worden iſt. Bei der großen Bedeutung der Nutz
geflügelzucht hat die Landwirtſchaftskammer die Summe von
5000 Mk. für Ehrenpreiſe geſtiftet. Der Magiſtrat beantragt
für den gleichen Zweck eine Summe von 1000 Mk., die unter An
erkennung der gemeinnützigen Beſtrebung des Vereins bewilligt
wurden.

Durch die Einziehung von Mittelſchul- und Vorſchulklaſſen
und ihre Umwandlung in Grundſchulklaſſen zum diesjährigen
Oſtertermin ſind 16 Lehrkräfte freigeworden, die an die Volks
ſchulen unter Beibehaltung ihres bisherigen Gehalts verſetzt
werden ſollen. Dagegen hat die Regierung Einſpruch erhoben,
da ſie die Volksſchulſtellen als neuerrichtete Stellen anſieht und
den Anſpruch erhebt, die Hälfte der Stellen dem Fürſorgeamt
für Flüchtlingslehrer zur Verfügung zu ſtellen; andererſeits hat
die Regierung neuerdings das Recht, auch in größeren Ge
meinden ein Drittel aller freiwerdenden oder neu errichteten
Stellen von ſich aus zu beſetzen. Nach langen Verhandlungen
hat die Regierung nun einen Teil der Stellen für die Stadt frei
gegeben, aber für fünf Lehrkräfte ſind Stellen zurzeit nicht vor-
handen. Deshalb beantragte der Magiſtrat die Schaffung von
fünf neuen Stellen. Da ſich aber erwarten läßt, daß zwei Lehr
kräfte Oſtern n. J. wieder in den Mittelſchuldienſt übernommen
werden können, hielt der Ausſchuß die Schaffung von drei neuen
Stellen für ausreichend und genehmigte vom 1. Dezember d. J.
ab die Mittel dafür.

Der Miniſter für Volkswohlfahrt hat für die von dem Klein
wohnungsbauverein errichteten Höuſer am Johannesvplatz, am
Bergmannstroſt und am Mühlrain eine Beihilfe von 100 000 Mk.
bewilligt unter der Vorausſetzung, daß die Stadt gleichfalls ein
Drittel dieſer Summe zur Verfügung ſtellt. Der Ausſchuß be
willigte die geforderte Summe aus den ſeinerzeit dem Woh-
nungsverein „Gartenſtadt“ zur Verfügung geſtellten Mitteln,
die nicht aufgebraucht ſind.

die bisher keine Turnhalle hat, ſoll

ſeiner geſtrigen

Für die Trothaſchule,
ein Saal im Trothaer Kaffeegarten gemietet werden, um den
Kindern auch im Winter einen regelmäßigen Turnunterricht zu
teil werden zu laſſen. Der Mietspreis beträgt 800 Mk. Die
Summe wurde bewilligt.

Für die Feuerwehr macht ſich die Beſchaffung. einer neuen
Garnitur notwendig, da während des Krieges keine Neu
anſchaffungen erfolgt ſind. Für die Beſchaffung der Stoffe ſind
82 000 Mk. erforderlich, die Zutaten ſind auf 13 000 Mk. bereck
net. Die Kleidungsſtücke ſollen in den eigenen Werkſtätten der
Feuerwehr hergeſtellt werden. Die Zahlung ſoll vorſchußweiſe
erfolgen und auf den nächſtjährigen Etat übernommen werden.
Weiter beantragt die Feuerwehr die Beſchaffung eines neuen
Krankenautos. Die bisherigen beiden Autos ſind in den
Jahren 1912 und 1913 beſchafft werden. Sie haben bis ſetzt
eine Leiſtung von 155 000 Kilometern hinter ſich und ſind dem
gemäß ſtark abgenutzt. Häufige Revaraturen und Außerbetrieb-
ſtellen ſind die Folge. Die Aushilfswagen ſind gleichfalls ſtark
in Anſvruch genommen. Die Koſten für ein neues Auto werden
auf 250 000 Mk. veranſchlagt, die gleichfalls vorſchußweiſe zu
zahlen und auf die Etats der nächſten 3 Jahre zu verrechnen ſind.

Zum Schluß wurde noch die jetzige Unſicherheit in den
Straßen zur Sprache gebracht, die z. T. auf die mangelhafte Be
leuchtung zurückgeführk wurde. Der Magiſtrat ſagte nach Mög
lichkeit Abhilfe durch Aufftellen weiterer Lampen zu

rivathengſtprämiierung; den Schluß der Heer J.

die Herſtellung der Diapoſitive von den Photo

behalt wieder.

mit 44609

Volkswirtschaft
Steuerpolitik

Es iſt für die Zerfahrenheit unſerer politiſchen Verhältniſſe
kennzeichnend, daß die neuen Steuervorlagen im Reichs
tag nicht von dem verantwortlichen Reichsfinanz-
miniſter vertreten werden können. Der Reichsminiſter
Dr. Hermes beſorgt die notwendige Einführung, um dann die
Verteidigung und Durchſprechung den Beauftragten des Finanz-
miniſteriums zu überlaſſen. Das iſt ein ebenſo verhängnis
voller wie unerwünſchter Zuſtand.* Wenn jemals, ſo gehört

egenwärtig an die Spitze des Reichsfinanzminiſteriums einn en. Daß er ſich bisher nicht finden ließ, iſt auch eine
Kritik der neuen Steuervorlagen, wie ſie ſchärfer nicht gedacht
werden kann. Gewiß, die neuen Steuergeſetze ſind von den
Räten des Finanzminiſteriums ausgearbeitet worden, aber doch
nur auf Weiſung des Reichskanzlers und Reichsfinanzminiſters
Dr. Wirth. Dieſer hätte alſo die Pflicht, die Vorlagen
einzuführen. Aber da er die Vertretung dieſes Miniſte
riums dem Reichsernährungsminiſter überlaſſen hat, fehlt die
einheitliche Führung, fehlt vor allem die fachmänniſche Leitung.
Es muß alſo ſo gehen, ganz einerlei, wie der vollbepackte Steuer-
karren dabei hin und herſchleudert.

Der Reichskanzler Wirth wird wohl heute ſelbſt nicht mehr
der Auffaſſung ſein, daß die Erträge der neuen Steuergeſetz-
entwürfe dazu ausreichen, um den Finanzbedarf des Reiches auch
nur annähernd zu decken. Das ißverhältnis zwiſchen
Einnahmen und Ausgaben iſt ſo groß, daß es ſelbſt im günſtigſten
Falle nicht gelingen wird, mit den Erträgen die ordent-
lichen Ausgaben zu decken. Für die Zwecke der Wieder
herſtellung wird ohnedies nichts übrig bleiben, ſo daß alſo die

r ein ſtändiger Kampf um die Beſchaffung neuerolddeviſen ſein wird. Der grundſätzliche Fehler der
Wirthſchen Steuerpolitik iſt, daß ſie das Finanzproblem
als ſolches zu löſen ſucht, ohne gleichzeitig das Währungs-
problem in Angriff zu nehmen. So ſind die neuen Steuern
nichts anderes als eine neue Belaſtung unſeres Geldweſens.
Gelingt es nicht, den Reichshaushalt in Einnahmen und Aus-
gaben abzugleichen, mit der Gewohnheit zu brechen, die Ausgaben
durch ſchwebende Schulden zu decken, ſo iſt die weitere Ent-
wertung der Mark unvermeidlich. Neue Steuervor-
lagen dürften überhaupt nur vorbereitet werden, wenn neben-
her und gleichzeitig die Neuordnung unſerer Bank-
und Münzgeſetzgebung verſucht würde. Nun iſt richtig,
daß die Neuordnung des Geldweſens, die Hebung der Kaufkraft
der Geldzeichen durch geldpolitiſche Maßnahmen allein nicht er-
zielt zu werden vermag. Es iſt aber auch auf der anderen Seite
richtig, daß die Zerſtörung des Geldwertes nicht nur eine Folge
eldpolitiſcher Maßnahmen war. Das Sinken des Geldwertese nach der Novemberumwälzung unaufhaltſam ein, nicht nur

eshalb, weil immer neue Papiergeldzeichen in den Verkehr ge
laſſen wurden, ſondern vor allem deshalb, weil gleichzeitig die
außen wirtſchaftlichen Energien eine erhebliche
Schwächung erfuhren. Die Einführung des Achtſtunden-
tages hat dazu am meiſten beigetragen. Obſchon der Finanz-
bedarf des Reiches nach der Novemberumwälzung und der Nieder-
lage beträchtlich ſtieg, wurde nichts getan, dieſen Mehrbedarf
durch die Geſamtwirtſchaft tragen zu laſſen. Die Geld
zeichen wurden einfach unter Mißachtung der wirtſchaftlichen
und finanziellen Zuſammenhänge in immer größeren Maſſen
erzeugt. Das mußte ihre Kaufkraft nachteilig beeinfluſſen, weil
dieſe Kaufkraft nun einmal von Umfang, Grad und Stärke der
Gütererzeugung abhängig iſt. Es würde alſo nicht viel nützen,
wenn nicht die Neuordnung der Bank- und Münzgeſetzgebung
auch von einer Steigerung und Stärkung unſerer wirtſchaftlichen
Energien begleitet würde. So iſt auch die Steuerpolitik ein Ver-
ſuch auf der ſchiefen Ebene. Der Geldwert iſt noch nicht ge-
ſagt ſo daß ſich Vorausberechnungen überhaupt nicht anſtellen

e n.

Das Gefährlichſte, was wir angeſichts deſſen unter
nehmen könnten, wäre der Verſuch, nun auch noch die Sach-
werte zu erfaſſen, ein Verſuch, der durchaus nicht auf
gegeben iſt. Es iſt offen die Drohung ausgeſprochen worden,
Zwang anzuwenden, wenn die freiwillige Kredithilfe der Wirt
(Jaft nicht zuſtande käme. Auch das zeigt, daß die Leute, die
ie „Sachwerte“ unter allen Umſtänden erfaßt haben wollen,

überhaupt nicht wirtſchaftspolitiſch zu denken vermögen. Gab
und gibt es einen Ausweg aus unſeren Finanznöten, ſo war und
iſt es nur in dem Angebot der freiwilligen Kredithilfe zu ſehen.
Kredit iſt aber noch immer Vertrauensſache. Würde
der Grundſatz der Freiwilligkeit verletzt, ſo würden die zwangs-
weiſe erfaßten Sachwerte viel niedriger eingeſchätzt werden als
die freiwillig gebotenen Sicherheiten. Die Kredithilfe der
Jnduſtrie, der Banken und der Landwirtſchaft
kann alſo, ſoll ſie Erfolg haben, nur freiwillig aufgebaut
werden. Nur ſo läßt ſich das für das Weſen des Kredits Ent-
ſcheidende erreichen, daß die gebotenen Sicherheiten nicht über
ſpannt und überſchätzt werden, daß ſie vielmehr der tatſächliche
Ausdruck der Leiſtungsfähigkeit ſind. Das internationale
Finanzkapital hat dafür ein viel feineres Empfinden als unſere
wirtſchaftlich ungeſchulten Sozialiſten ſich das vorſtellen. Denn
das Finanzkapital weiß, daß bei der zwangsweiſen Erfaſſung
nicht nur die Gefahr der Ueberſpannung droht, daß auch zu
fürchten iſt, daß die deutſche Wirtſchaft durch immer neue büro-
kratiſche Eingriffe geſchwächt wird. Die neuen Steuervorlagen
bedeuten ja an ſich ſchon einen Einriff in den Vermögensbeſtand.
Dabei iſt ein ſicherer finanzpolitiſcher Erfolg in keiner Weiſe
gewährleiſtet. Es wird nicht nur die Annahme, es wird die Regel
ſein, daß zur Leiſtung der Steuern vielfach Schulden aufgenom
men werden müſſen, was wieder die Kreditwürdigkeit der ge-
ſamten Wirtſchaft nachteilig beeinflußt. Die Steuerpolitik darf
ſich darin nicht erſchöpfen, unbedingt neue Mittel zu ſchaffen, ſie
muß zuerſt für einen gerechten Laſtenausgleich ſorgen, endlich
aber dafür, daß das Reich ſelbſt ſparſam wirtſchaftet. Ohne die
ſtrenge Prüfung der Ausgabenweite wird es alſo nicht abgehen.

Y.

Aktiengeselischaften
Eiſenhüttenwerk Thale. Die Kursſteigerungen der Aktien

ie ſelbſt bei den heutigen Zeiten als anormal zu bezeichnen
nd, ſollen darauf zurückzuführen ſein, daß zwiſchen der Aquila

A.-G., Frankfurt a. M., der bekanntlich die Firma J. Adler jr.
naheſteht, und einer Kölner Firma Machtkämpfe entbrannt ſind.
Gerüchtweiſe verlautet, doß die Kölner Firma ein Pabet von
ca. 11 Millionen Mark Thale-Aktien beſitzt, während 3--4 Mill.
ſich in den Händen der der Verwaltung naheſtehenden Kreiſe be
finden. (Wir Paenefe, vorſtehende Nachricht mit allem Vor

tie

Harkortſche Bergwerke und chemiſche Fabriken, Aktiengeſell-
ſchaft, Gotha. Wie die Mitteldeutſche Kreditbank mitteilt, ſind
die Verhandlungen wegen Verkaufs des unter Sequeſtration
ſtehenden Goldbergwerks der Rudaer Zwölf-Apoſtel-Ge-
werkſchaft in Brad (Siebenbürgen) zum Abſchluß gelangt.
Der Kaufpreis käßt, trotzdem das Werk die letzten Jahre hin-
durch mit großen Verluſten gearbeitet hat, einen guten Nutzen
für die Geſellſchaft.

Altmärkiſche Ueberlandzentrale Gardelegen. In der Gene-
ralverſammlung erläuterte Direktor Alzlew die Jahresrechnung
und lm 1. April 1920 waren vorhanden 4359 Genoſſen

nteilen, am 80. Juni 1921 4494 Genoſſen mit 4725
Anteilen. Die Gefamthaftſumme aller Mitglieder betrug am
30. Juni 1821 4 725 000 Mk. Die Einnahmen aus Strombverkauf
betrugen etwa 6 827 000 Mk. gegen 2 785 000 Mk. im Vorjahre:
für Strombeſchaffung wurden ausgegeben 8 988 000 (1 880 000)
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1620 Mk. beträg
Preisorhöhung des Hackenverbandes. Wie uns vom Eiſen

t.

für die Verwaltung 668 000 (280 000)
haltung der Anlagen 1 802 000 (670 000) Mark. Von
gewinn in Höhe von 106804,80 werden 5 Prozent dem Reſerve
fonds überwieſen, der überfließende Reſt wird dem Zinſenaus-
gleichsfonds überwieſen. Dem Vorſtande wurde Entlaſtung
e

Industris, Handel, Handwerk
Ermüäßigung der Elbefrachten.

der letzten Tage hat endlich der Elbe jene Waſſermengen zuge-
führt, die nach den Schwierigkeiten der letzten vier Monate
wieder leiſtungsfähigen Betrieb ermöglichen. Die Schiffe können
wieder beſſer ausgelaſtet werden.
ſteht die Herabſetzung der Elbefrachten von Hambur
Mittel und Oberelbe um mehr als 8 Mk. für 35

rachtermäßigung von Hamburg nach
3,25 Mk. für 100 Kilogramm, ſo daß die Fra

Der

und Stahlwaren-Jnduſtriebund
teilt wird, ſah ſich der Hackenverband, G. m. b. H., zu Hagen

i. W. infolge der enormen weiteren Steigerung aller Material
preiſe, der Löhne und Frachten gezwungen, ſeine Preiſe weiter-
hin weſentlich zu erhöhen.

Höchſtpreiſe für Zement.
ſind die Höchſtpreiſe für Zement neuerdings wieder
worden. Sie betragen für das Gebiet des norddeutſchen Zement
verbandes 4040 Mk., für das Gebiet des rheiniſch weſtfäliſchen
Zementverbandes 3800 Mk. und für das Gebiet des ſüddeutſchen
Zementverbandes 4123 Mk.
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Später trat Abflauung ein
Chemiſche, Elektrizitäts-Maſchinenfabriken- Aktien meiſt um 100

Karr, Anglo Guano
Hannoverſche Waggon, Deutſchatlantiſche Tele-

graphen, Schuhfabriken Arens und Weſſel 220 bis 400 v. H.
höher, Realiſationen z. T. für Waggonfabriken und Schiffahrt.
Bankaktien erhebliche Umſätze ohne große Steigerungen.

änge bis 100 v. H. für Paketfahrt, Hanſa, Barmer Bankbverein,
Deutſche Länder- und Städte-

Hypothekenpfandbriefe
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Berliner Metallnotierungen.
Preise fiir 100 kg in Mark.
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n gekerbten Blöckchen)
8200,/8400
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Silber in
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Barren, ca

Elektrolvtkupfer v.Original-H tennach der ruhig. Valutapapiere höher. Hhypothekenpfandbriefe ruhig. Hrig.-Hütten-Alumin. än. a h ahersehl. t
100 Kilogramm. Valutapapiere höher. Jn Einheitskurs-Jnduſtriewerten ſehr r u dirdeburg Tergägt ſtarkes Geſchäft, neue Kurbſpräünge zu erwarten draht od. Drabtbarren)8400/8600 Preis des Zinkhüttenverdanie

d augenblicklich Produktenbericht. Berlin, 8. Nov. Die ſcharfe Steigerung Devisen-Notierungen Berlin, 3. Noven
der Deviſenpreiſe beeinflußte wieder in hohem Maße die Ten Geld Brief Gelddenz des Marktes. Zu den geforderten außerordentlich hohen Amsterd.-Rottd. 6993.00 7007.00 Paris 151345

in Elberfeld Preiſen iſt die HKaufneigung allerdings gering. Gleichwoht mußte Hrüss. Antwerp. 147359 147650 Schweiz 379620h derer rpder Bedarf bei der Geringfügigkeit der zur Verfügung ſtehenden Ohristiania 2862.10 2867. Spanien 274750
Ware die teilweiſe ſcharf erhöhten Forderungen bewilligen. Kopenhagen 3796.20 3893.80 ien (altess
Weizen und Roggen wurden beſonders von den hieſigen und Stockholm 4695.30 4704.79 Hesterr. abgest. 7.
auswärtigen Mühlen geſucht. Bei Gerſte zeigten ſich die Braue 16 r et

Infolge der Kohlenfrachterhöhung Leien wegen des Preieſtandes mit Anſchaffüngen zurückhaltendec. ndon Poln Mare i
erhöht Vei Mais erſtrakte ſich die Nachfrage nur auf prompte Ware New NLork 204,79 205,31 l Buenos Aires

die ganz bedeutend im Preiſe geſtiegen iſt. In Hülſenfrüchten 1, en Noli Sblieben die Angebote gering, was ſich um fo fühlbarer macht, als eipriger Bolierungen Leipzig. 3 Novenb

Bremen, Bahnhofſtr. 26. Preis 3 M.
Börsenherichte

Börſenberich t. Der fortſchreitende Verfall der deutſchen
Währung veranlaßte die Börſenſpekulation, ihre am Montag ab
gegebenen Werte zurückzukaufen.

Jm Verlage der in Bremen heraus-
ebenen volkswirtſchaftlichen Zeitſchrift „Der Hanſeat“ iſt kürz-eine Sondernummer „Holland“ erſchienen. 4.

illuſtrierte Heft gibt eine Fülle recht intereſſanten Materials.
Aufſätze bekannter Perſönlichkeiten,
diſchen Finanzminiſters

Markkurs,

u. a. des früheren hollän-
Prof. Dr. Anton van Gijn,

Generaldirektor Stimming
über deutſch- holländiſche Wirtſchafts

beziehungen wechſeln ab mit Artikeln über das Niederländiſche
Bankweſen vor und nach dem Kriege, über den Weltluftverkehr,

und die deutſche ſowie holländiſche
Großinduſtrie. Dem auch äußerlich hübſch aufgemachten Heft
kann man ohne Bedenken recht große Verbreitung wünſchen. Es
iſt zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt vom Verlag:
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Das rei

durch das Hamſtern der einzelnen Wirtſchaften die Nachfrage 57 Tdringlich iſt. Die Preiſe für Mehl, Kleie, alle Futtermittel und r an e m
Oelſaaten verfolgten ſcharf ſteigende Tendenz. Leipzig Hypothe- 4 Oeisnitzer Kure v

Berliner ProdukKtenmarktpreise. en. Bank 275, Bittler. LeipeigRoriin, 3 Novemper n Proben Stamm-A.Amtliche Votierungen für 1 Zentner ab Starion oröiwitzor Papiert 1060 n orttardakt
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Huttererbsen 270--280 Rapskuchen 220250 r de r SorroerKen 2 r 325 3550 erantwortlich für Volk Hermut Bött er r voriliſche ARett
Ackerbohnen o Trockenschnitzel 165--170 Fnt Deſſerta mat den vortewirtſcaittlien Talz Hermann 41
Bichtamtliche Rauhbfatter-Notierungen:
Weizen und Roggenstroh drahtgepreßt 29-31.
Haferstroh drahtgepreßt 3487, Stroh seilgebündelt 28-30.
Langstroh seilgebündelt

für Kommunalpolitil, lokale Nachrichten und Sport Hans Heiling für die Abel
Kunſt, Wiſſenſchaft und Unterha tung, ſowie den übrigen unprlitiſchen Teil: e

Sellheim. Für den Anzeigenteil: Paul Kerſten, ſämtlich in Halle t
Ditto Thiele, Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, dale t
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e e e heute gestern heute gestern heute gestern heute gestern heute gestern heute gestern heute gestenUng. St. R. 13) 45) 42 41 50Oesterr. Cred. II 110 Capito Kleinſ25s 1210 Gödhardt Obr. 22 2880 j Lingel Schubt. 12 1000 Barotti Sobok. 40 4600-Festverzinsl. Wertpapiere gela 233 23 vo S aä -125 Brauok. 30 2150 Goldsehmiätt. 20 1600 1540 Lingoor 076 705 Sauorbreg M. 12 1360- 1400-
e h. 5 20 60 25 Pr. 2 e 1880- Gen““ de. 1728- Cer e Ge 1280- Ia Soreriee ten C heez 70 72 65 do. Kronen- K. 4 238 40 do. p. ariottenh. Gropp. Werke 44 2600 Lorenz 25 1120 do. V.ao. VI.-iX 72 58 Wien Inv. A. 92 4 38 37 Potsdam Kr- B. 9 Chen. Grießd. 16 1100 709 Gritzo. Maseh. 251 Lothr. Be. a. H. 12 1060 050 Sehies, E. Wa. 8 300

tali. 4 2 15 73 ſo do. St. A. 98 4 26 s50 19 50Preuss. Bodkr. T jao. Grünaufls 150 1290 Grün Bilfing. 10 1100 Luekaustetfon 20 880 880 Sohl. B. o. Zink 15 1000-
r. he. An 77 10 77 30 Bez. B. 1430 40. Otrbod. Gr 40. g. Heygdonſ2s 1310- 1240 Gut. Hesob. 86 1150 Padeoaseh. M. 060 40. Zelluloso 25 006 800

e e 28 28 40 2 h be eth 9. Sorlo 60 o. r. do. eiler15 000 950 Uuther 2065 1850 do. Loinen Kr.23. 32 89 32 32 40. g. ei 5 86 650 Beieherzer 40. ab. Geis 2 2008 hre Mag do. Haben I5 1140- 1160-So t z 9 do. Goldprior 4 32 31 Rhein. Cred. B. 10 do. Werk Alb. 25 -1545 Lammers. V. H. 24 1860 1310 Magirus C. D.12 ſooo 1000 do. Portt.-Z. 305 Gr r 25 25 27 25 8Sudöstl. E. n. Pr22 82 Rhein. Uyp. 9 Chemn. Workz. 10 Haoo. Maeeh. 50 2100 2000 Hanoeesmane 20 11725 1725-90. Tesztil 20 950 1260-
r 6 c r s 60 50] 00 70 do. neue Pr. 2 z Sachs Bank 7 Lord B. do. E. Wage 20 1500 1150 Marie ocs Bw. 151 Schneider, H. z 1000-u. ob. 231 6620 b do. Obl. 54 50 8udd. Bodkr. B. do. Chemn. F.75 Harb W. Gumu 24 1425 Arrienh. Kote. 2 1200 Schöller Eitort26 2025 2600-do. 34 (Uib. 4 vs Anatolior I 4185 4665 90. Disc. Ges. 10 40. Spinnorei 25 ar. B. S. P. c 1400 1300 Mark Portl. T. 8Sehomburg 8.40 11375-e. (4 u 67 ſo T 75 do. II 4185 165 Wiener Bkver. 12 40 s0 CLons. Sehalko ges 3000 do. Bruckb. r. 20 MäKk.- Wostt. BI Sehönebeek M. 251 1060-per osb.) s do. ſil 4119 50107 50 Wäurtt. Br. An. 8 Lottb. Maseh.20 do. do. S. P. 21 770 Harkt-Kahlha. 12 097 1000 Sehönwald Pz2.15 1260-ws à z T 55 7 do. Voereinsb. 8 CLröllwiz. Pap. s 1060 Rszry. Bergra i2 2 HMaseh. Brener is 1000-- Sohud. Salzerſ2s 1640-
do. do. 62 so 60 s50 Kolonialwerte iſarim. S. M. is 1188 40. Baekauſ20 Suhtg. Berliner Brauereien Daimler Mot. 5 750 780 75 Hasper Eizoo 20 Kappe 30 14090 Sebulz, Fr. r. ſ25o. 369 30 67 25 Grlatri 77s r 7 Deolmenh. Lin. z T u. Wob. Livdon 35 1150-- Seck Mühbient 10 1650-Bad. A. 06-14 4 72 67 50 Rämer E. l D D. e 15 1380-1450 äär Gas Il S lo00 2750 a. Zittao 26 12002 Segau ee 4 33 37 FeuSuien 749 70 Her Gatz. 12 1020 16602 B. e. Fetetr- Hell net 9 e So e. a Soler s o. 11006-40 Tole 3 Sia Mio n vr 1538 1200 r 1156 890 ein Lehm. x 11270 7 r e z e 87 7 7] 77z J do. Genußssch.) 1370 1030 ärti j o. Niederl. Te Volles Uerkur Wolle 1500 SCiemens Elek.e h 3 80 78 56 75 South W-Afrik.! 479 uswartige Brauereien do. Südam. Tel. 700 e e 1090 Dr. Paul Meyer 2f 700 do. Glas 20 1360-

38 z Braub. Rürab. ſl2 -675 do. Masehtab. 20 850 Bemmeor T 1400 Silowicor Eis. Siomens& Hals. ſiä 1010-o. do ö7. 13 7 717 76 Ausl. Eisenb.- Aktien BdehnerErturt s 40. Asphalt 30 1300 1250 Hüdor Mühe 5 T 1000 Hiz Geneatſls Simonius Zell.
Herm. All. S s 5 Dortm. Union 4s do. Babeoek 20 1620 HügerVoreiak, 25 2200- 2300 Muih. Berg. 2 1300- 1260- Spinn. Reaaer s 1300- 1260-do 3 33 223 ſehr Erde 20 2495 1900 e Werke 700 S. Mäher Gum. gab Hatto 9Suele. St-A. 19 T 53 25 Sudost. Lomb. r do. Gust. Kng la 708 Hülpert. Masch. 10 760 Muller Speiset. 90 Stahl Nolke 12 1450- 1020-do. St R. 36 Baltim. u. Ohic 960 866 elpz. Riebeck 10 do. Jutespinn. 22 1410 1250 dirsch Kupler 2 1030 980 Stabßfurt chem. 30 1600-

i n en en e e e her ea 7 Pennsylvan 71 7 do. Kaliwerke 2200 1010 v 9 Noeptun Sehift. 12 705 Steingut Cold. 386.] tPr. C. B. 99.01 4 o8 63 natolier m J V. Tucher 10 900 3 s u ar dies 2500 5ux. Pr. Hein x o. Schachtb. e 1600 ärko Niodorl. Kohl. 22 1400 1200 ett. Cham. D.Stadtanleihen Drient Eisenb. industrieaktien do. Spiegelgl. e -1000 d Niedersehl. E. 6 do. Elektr. W. 7 11270-
Croon Westsiz. Eisb. 1 230 Aaohben Spinn.32 2125 do. Steinzeug 29 310 Horecb Co. s Nitrittfabrik ls 13965 1250 do. Vulkan 12 1430 1399-Heriner 22 32 50 Akkumul. F.ſ20 1220- 1200 do. Ton-u. St. 185 820 HöxterGodeſt. 25 Hordd. Gummi O 900 Stöhr Kammg. 35 2600- 25i 56 83 50 82 50 Deutsche Eisenb. Akt. Adler PZementl e do. Waft. u. A. 22 1625 1626 Hubert. Braun 6 1105 do. Elsworko 20 os0 Stöwer Nahm.ſ25 1300-

Adler Opph. 800 40. Wollwaren de 2500 Bumb. Maeh. 6 878 do. Jute VALBI2 1306 Stolberg Zink30(hittdg. 80 3 33 50 32 50 raumei T. 7 Adler Werke 10 840 896 do. Eisent. I5S 810 Humboldman. 12 0850 do. do. I is 1350 Sudd. Immob.Feld r08 4 92 60 62 25jlalberst Blani( O 249 75 A. G. k. Anilin 22 880 Pinnend R. W. 10 9040 1025 Hupfold L. 25 130 do. Wollxäm. u 1360 1254
Daseeldort 101 50 28 7s jjalle-Hedtst. 0 320 A. G. t. B-Aust. s 000 Donnersmhütt. 10 1455 1450 j Hutschenrout. 20 Sloso Nürnb. Herk- W20 1000 j Tatelglas 40 [1170-4000-

e v a en nes ao. GenuBsech.) 2500 eld-Gronauſg 1200 A. 7 7 rschl. Ei. B.25 18150 060 825Frankt M 07-11 7 allg. Borl. Omn. Preudu. Gard.20 e vergb o kieeddero 2 1182 978 r 1000-e 15 103 Dt. Klein- u. Straßenb. Allg. Elektr. G. 14 920 Düroner Not. s 4300-- derer T. 1000 13557 do. Kokswerkize 1300 Teutonia Aisb. INünoh. St-A 14 102 292 AlsonbZomentſ30 1600 Dürkopp 2200- 3 5 Odenw. Hartst. Thalo Eison 50 2275- 3300-el i l a r e 220 See Dei Stahl 29 1060- Fhome Friedr. 29Fotadam lo15 4 70 50 77 do. ek. u. Str. 75 Amword. Pag. 60 2001 1800 45 z t 84 a Lol le Ohles Erden W 1200 Thöri Heltarb. 25 2200 1006-Zohönobg. o7 4 71 0 Dt. Eisenbtr. 7 Anglo-Cont. 15 1430 do. Eisenh. [30 910 Jjunghans Gr. 10 370 Oppoelnor P.-2.130 14250 Thär. Nad. u.. 24 7Stettin 55 60 39 3 r r a 12 1295 z e n s n 1510 1465 do. Salinen 7] 800ir. Berl. Str. B. 4 o. do. V. 6 on wehen e snabdr. Kupfer Thuringia V.do. W a 185 r 7 Dynam. Nobel16 4080 005 Kahla Porrel, 35 19085 1990 Ottonser Ken 15 1000 FTFietz ah. (10 6409
ann.Stb. V. A. 820 nnab. Steing. 2 5 a 2 tte 0 0-Pfandbriefe Amen g. er .20 27 d i e e Panxer 151 i Keetet i er r TTT G o 57 77 tottiner Str. Aplerb. A. V. 2 Eggeet. Salzw. 7 7 Kammerich Wie 1200 Peipers S Co. 25 Tueht. Aachen 25 1400-Suddt. Eisonb.. O Archimeäes 35 1580 Ellenbrg. Katt so55 do. 76 60 73 Arenb. Bergb. 283 Eintr, Braunk. 22 1550 4500 kah c 7 1600 1490 e

39 30 35 60 Schiffahrts- Aktien Arnad. Pap. Eenbabnverk 20 3006 Kaitow. Berg. 20 080 960 Pintteh Jul. 20 1026 1040r 55 s0 37 r Asobattenb. P. 25 1100 Eisenerz A. G. o 960 800 Keuia Eisen 10 000 PlauonerGard. 45 1215 Dnion ehem. Pr/12 ter 5tet e e e ehe e täte en t hat Seleneeesdo. a ss 87 b. Am.-Pak. s 660 785 vSungel en. evenl2s la re n Zu 1200Jozonzobe D. 27 21 50 iibg Saat Dpt16 898 875 Baehm. n. g. 20 1300 Hibert. Farb. 20 C Ktin. Gr. 13 Fern V ho. I. 4 27 21 60 Hat Damt. 10 781 800 Pa. Amil. g. S. 20 o70 e iertt vrera 2 2722 E. Statt er. B. um ido, 11-17) a 24 17 Nordd. er s 680 718 Baer u. St. Mot.35 1700 1600 Elektr Anlagol 6 h 362- 3355- Foppo Wirthſao 4805-1740 r 1600-
3äohs. Provzl. 4 Senhles. Dampt. 15.. 850 Baleke Maseb. 30 1300 1125 Elektr. Liefg. 990 Köln-Rottwoeil is -1249 do. dt. Niokel 22
do. do. 3 682 25 72 s0 Baroper Wwk. 50 1405 1294 do. Utn. Zür.) &ölbeh. Wairg. 25 1650 1550 Rauchw. Walt. ſag -3000 äo; Flansehtv. 22 1420 1300-Sohles. land. A. 4 92 91 70 Bankaktien Bay. Celluloid c Elsbaeh, J& Co. 20 1700 1650 König Wil. k. 20 16650 Raveneb. Spin. 1510 1400 0. Fr. Sohuhb 18 1200- 922
Feceunzn A. 3 75 85 37 8 g. z es 9 Tuo. S. u. A.25 n 14065 1 do. Glanre. Elb20 2700-s t. Brauind. o. Spiegelgl g. 1005 Erdmannsd. sp 999 75 Zell. C Roineckor I. -1200 n 970Weotpt. ritt. I 4 6s 251 64 90. t. Thäring. 9 |Sedburg. Wolle 1675 1205 Erlanger B. 20 1476- Coneedeee z. 1405 z s gen i z.
do. II 4665 25 69 Barmor Bankv. 10 --600 Beomberg J. P. 20 1295 Esehw. Bgwk. 12 KönigzoltPorz. 256 2010 183230 BRheintold. Kr. o äo: N. a. 8Sadd.34 1426 1425

m 3 53 55 63 r Tee z e e e. 20 1009 r 11765 Kont. el. Nurnd O m x 9 1400 Pingeltab. 25BHoerl. Hand. Ges 123 S Berger Tietb. a 950 ExcolsiorFahr.ſ20 900 do V.-A. 5 660 90. Ao äo. Z. Schim 25 1005-do. i 535 76 60 76 78 do. Hypoth. B. 6 Bergm. Elektr i 1000 900 Köchit x T do. do. V. A. o 858 edo. neul. 30 56 65 bräugechu. B. Berl. Anh. M. 12 1005 Faber Bloist. 25 1200 n 3 59 do. Möbeoletott 30 1450 n. 2700 2408-
Berl. Hypoth. 4 100 98 Br. Han. Ugp. B 2 do. Eloktr. W 10 910 FPFacon Mannst. 9 Körting Elexk. 50 41700 0. -Naß. 16850 Vuteberte 22 1460 1200
Zinn oih. 2 233 b. t. Bed. Hut 2899 faltenet. Gard. 390 1415 ſostheim o 12 1300 rig Vor Tol- Dr. 55 1500- 1200-Meiningen 468 96 Chemn. Bkv.l2 do. Holz. pt. 130 1000 eldnühle P. 850 Krause Co. i5 1100 Stahlw. --1445 Vogtl. NMaseh. 18 10765- 820Pr. Boden 4 94 (ob.-Gotha cr. 7 40. dutesp. V. A 6 r Folten Guill. 20 1350 1239 Kratft, W. i 1s00 do. -Wesett. Spr 126 050 075 o. Tali 25 1060- 1076-
Pr. Uypoth. 4 81 90 S S e 1700 Kronpr. Mot. 2490 e 3 738 Vorwohl. Porti25T auz. Privatb. S NMessg. 12 1000 Fiöther MAagehlis Kri S ar. eAusländ. festverzinsliche Parwet. Bank 10 320 BHerzolias w. 10 1200- Frauen 30 10e0 3 s0 Rioboek Hont. i5 1500- 1350 35 16000v La 10 Beot Mend. z r 20 950 Kiedel I. D. 26 Wandererwerk35 1Wertpapiere e deb. 10 Boton u. Monb. W 1375 4375 Friedr. Kaliſzs Kuor Treib. 35 e a 265 ſegelosHüb. 18ort t Ait. 7 c l Irbe. s 730 e809 75 Frär. Hütte 25 2250 Kupfw. Desehl. I0 e 20 1400 1010 Wernush. Kamm 35 1700-Da r 33 2361 52149 Be e e r 1205 Frieter R. 750 r 12 Rot 1026 o F. 1775-l 7 7 7 J Aue Hätt 850 DVerseh. Weibt IIOest. St. 8oh.14 48 30 25 t. Hyp. Bk. 7300 Böhler Co. 16 1976 Gaggonauer E. 12 1051 1000- Rosenth. Porz. 50 1800 W 10o 60o. Eisb. A. 46 30 25 Dt. Oeberseeb. 30 1360 Bösperde Waw. 20 1020- EGeoasmot. deutz 10 1015 940 75 Kositzer Brk., 10 W 1060-go. Goldaui. J 109 103 25 Diseonto Ges. i6. Braua. u. Bris s o Zohart Co. 25 1380 1400 Labmeyor 790 gert 1401 1000 gen

W 4 33 J r 650 6521 re u 1200 Gebh. König 0 1000 BàLauchhammer 20 m 2 re e erterogerat 10 4440- 4390-onv. R. 4 26 00 2776 Eoas. Oredit. A. 11 90. utesp. Geilaw. Eisen 25 Laurahütte 11457 e wer 1655 060go. Sild. R. 4 24 265 Goth. Grdkredb 9 Bremor Linol. 40 --1375 Goelsouk. Rwk. 9 1200- 1138 Leipa. Grundb. 8 v 5o. Pap. B. i Hamb. Hrp-B. 10 do. Fnlkaa ad 2445 do. Gaub 10 1200 1400 do. Gamni 16 11400 Saehreawerk s o033 do. Eis a. Du7527 4 98 Ria B. iel z ollzam. 25 v ehe Jonzehow, a. 1400- do. Piano Zim. 30 Se Wieking. “.2.Ad w. A. 4 165 110 eler Bank 11 Breslauer Se o- Ga-Marg-Bgw. 4 1075 10. erks. M. 151 1 40 KTattooeag b 4000 Wilhelmendits 20e. Bogd.-3. 4 265 190 Leipz. Cred. A. 12 630 Browo Bbo-a--il Gr. ouner 890 n Reauak. I0 Hos o 1800 1050 WüreVampik. 5 livco-ago. U 4 220 160 BàLuxemb. Int. B. 6909 Buderus Staaa12 1232 GermaaiaZem v 970 Leop. Urabe 12 4898 Fimnn a Wibner H. Sot. 40K. r 3 2 u e m er Gerro-d. Hin 1690 m 1050 Thur. 2-Z. 086 Wittener er 74 1 S teldt O. -B. de. F. W. 20 2020 Ges. t. v. tn i 980 o. Pr. 25 do. W udo. A. 909 1122 382 Natlb. D. 230 do. VaggV. A. 20 u Hiezel Pa. 626 1000 in Ehe a S Dieao o. V n 3 1600 TZoitzer Maseb. /56 e 7280do. u o 1105 Hoerdd. Gräk. B. 5 Buttke KRetall 12 -7650 Giraes, J. Co. 11150 Saal 1050 S uung. 6 Zolietokt erk on l L 40 l Oatb. K. v. O. 9 Br. Gd. Wli2 i Giau. Zue 12300 C Oari 20 h Sangerd. Meon. 490 I de. M

1921

vezugs!
Feſchaftsſtel

abend von
e

B

die Go
Heute t

men, um
zugunſten d

gen. Aus
ten Veſprech

gende mitge

Zwiſchen

gruppen
iſt Fühlung

zhue daß bi

gekommen

kapitalkräftie

ziffert ſich c

jedoch nicht

bei dem en
handelt, die

dies engliſch

durch nicht d

mark am 15

Aruchteil vor

Vorbeſp.
bürdung der

keinem Erg

befriſtetes

Seite abgele

egemacht,

deutſche
England in

land um de

ſich Frankre

freie Hand

unfähigkeit

Schadloshalt

Nach de
Reich im nä

den zu entr

Betrag in d

wenn die P
noch höher

ordentlichen

eufbringen.

daß ſie orde

bringen. B
Leiſtungen

D
Von de

Harteien ha

Abend klares

ind ſich übe

Die Di
lein an de
wsgeſproche

demokra
erung j

neben iſt gſt



a

e röffent.

vurf zu

pakiſchen

ſe durch
er Groß

der Aus
r Metall
ie neuen

8prägung

wird aus
öckner die

pft hieran
rhalb der
rrtei über
elle Klöd-

einnimmt,
ttes ſowie

n zu ſein.
im Kurſe

Bei den
dtbezirken
inen nach

Arbeiter
rluſt 50),
rluſt 15).

Verla

Meldung
darauf

daß di

nmerung
iſche Ruf

te Ama
upreiſen

nerviger
Geſicht

ne Lieb(

je wollt
darauf
rannten

hn über
chten in

m darir
Geſich

Jahrgang Nummer 508 Beilage zur Halleſchen Zeitung
ranſchlag auf Abel vor Gericht

ozeß des „Sentralvereins deutſcher Staatsbürger
ſchen Glaubens“ gegen die „halleſche 5eitung“
z der II. Strafkammer des hieſigen Landgerichts fand am
och die Hauptverhandlung in dem Prozeß des „Zentral
deutſcher Staatsbürger jüdiſchen Glaubens gegen die
ſche Zeitung ſtatt. Angeklagt waren Hauptſchriftleiter
a vöttcher und Schriftleiter Erich Sellheim. Land
direkter Rohde eröffnete die Sitzung um 10.15 Uhr.
er der Anklagebehörde war: Staatsanwaltſchaftsrat

re r.t ünklage erfolgte wegen der Veröffentlichung eines

ſjeilichen Dienſtberichtes in der „Halleſchen Zei-
im Februar 1921, der folgenden Wortlaut hatte:

Halle, den 19. Juli 10920.
e Bericht.

Jn der Wählerverſammlung der Deutſchnatio
nalen Volkspartei am 3. Juni 1920 im Wal
halla-Theater wurden die Ausführungen des
Dr. Ruge, der über die Judenfrage referierte,
durch Radau geſtört.

Am 5. Juni, als Abel ſprach, war die Sache
noch ſchlimmer. Am Schluß iſt ex ſogar tät
lich angegriffen worden und nur
durch das Einſchreiten von Ltn. Oswald und
ſeiner Leute wurden weitere Ausſchrei
tungen verhütet.
Hildebrandt (U. S. P. D.) hat am 3. Juni ver
chiedene Elemente nach einem gewiſſen Wos-
yn Wallſtr. 6) geſchickt. Dieſer ging mit

ihnen nach der Salzquelle (Graſeweg), dort
wurden den Leuten geh undKindertrompeten ausgehändigt,
damit ſie Radau machen ſollten.
Verſprochen wurden jedem 100 Mk.

ſammlung Zugegen waren: Gebr. Felixbrodt, Gebr. Sa
ge muel, Gebr. Lichtenſtein, Roſenthal und Wos-

kyn. Als geiſtiger Führer tat ſich der Kom-
muniſt W. Schmidt Beeſener Straße) hervor,
der den ganzen Plan beſtimmte. Das Geld
wurde v o m Zentral- Verband
Deutſcher Staatisbürger jüdi-

ſchen Glaubens (Vorſ. Rechtsan-
walt Dr. Müller) gezahlt.

Als Abel ſprach, wiederholte ſich dasſelbe
Schauſpiel. Nach dem Plane der vorher ge
nannten Herren ſollte Abel erſt ochen wer-
den. Dem Täter waren 3000 Mark zugeſagt
und ſofortige Flucht mittelſt Auto zuerſt

tſammlun g nach Berlin, dann mit Ruſſen weiter nach
el Rußland. Die Tat iſt durch das Eingreifen

von verſchiedenen deutſchnationalen Leuten
einerſeits und andererſeits an der Feigheit von
Zabel geſcheitert der die Tat nicht begehen
wollte.

mittlung'en: Herr Fried mann (Marienſtraße) gab
auf meine Vorhaltungen zu, daß Leute
zum Radaumachen bezahlt worden
ſeien. W. Schmidt habe das Geld erhalten.
Von einem Angriff auf Abel will er
nichts wiſſen. Er verurteilt ihn, denn das
würde für die Juden nichts nützen.

Gez. (Unterſchrift,)
B. Die Leute gehören der K. O. (Abſchnitt Süd), Führer
Schmidt, an. Deckname: Sportverein Wanderklub (Stärke 80

t n).

Auf Grund dieſer Veröffentlichung erhielt die „Halleſche
itung' nach einigen Tagen einen Brief des Schriftleiters
bel-Berlin, in dem es hieß:

„Am Tage vor der ſo ſtürmiſch verlaufenen Verſammlung am
Juni erhielt ich an meine damalige Anſchrift, Schriftleiter

Deutſche Zeitung, Berlin SW. 11, Hedemannſtraße 12,
en Drohbrief, in dem geſchrieben ſtand, ich ſollte nicht
igen, nach Halle zu kommen, da es mir diesmal ſchlecht ergehen
rde; dieſer Brief war anony m. Mit der folgenden Poſt
gf ein weiteres anonymes Schreiben aus Halle ein, in dem ich
ringend gewarnt wurde, nach Halle zu kommen, weil
an von unabhängiger Seite plane, die Verſammlung zu
rengen und mich perſönlich „ſchwer herzurichten“. Jn Halle
gekommen, ſtieg ich im Hotel „Zur Stadt Hamburg“ ab. Dort
h ſich nachmittags eine Dame bei mir melden; ich empfing ſie
uf meinem Zimmer. Zwiſchen dieſer Dame und mir entſpann
h folgendes Geſpräch:

„Eind Sie Herr Abel?“
„Jawohl, was wünſchen Sie von mir?“

„Jch wollte Sie nur warnen, heute abend zu ſprechen, da Sie
mordet werden ſollen.“

„Varum ſagen Sie
gentlich?“

„Ver ich bin, iſt egal. Jch ſage Jhnen das, weil ich nicht
ähte, daß er in die Geſchichte verwickelt wird.“
Wer iſt denn dieſer „er“? Jſt das Jhr Mann oder Jhr

räutigam oder Jhr Bruder oder ſonſt wer?“
„Das ſage ich nicht.“
„Iſt es denn dieſer „er“, der mich ermorden ſoll?“
„Nein, er ſelbſt nicht, aber er weiß davon, und ich will nicht,

e er ſich damit unglücklich macht.“
Ich ſchwieg eine halbe Minute, und da die Frau ſtehen blieb,

tage ich ſie, ob ſie mir ſonſt noch etwas mitzuteilen habe oder
ſie eine Belohnung für dieſe Mitteilung erwarte. Sie ant
ertete, ſie hätte mir ſonſt nichts mitzuteilen, und um einer
kelohnung willen wäre ſie nicht hierher gekommen. Dann ſagte

indem ſie fich an der Tür noch einmal mir zuwandte: „Nun
Sie gewarnt, und nun tun Sie, was Sie

ollen.“
Die Verſammlung verlief dann in der bekannten Weiſe.

Auf meinem Nachhauſewege zum Hotel bildeten ſich zwei
uppen, die eine aus Anhängern der Deutſchnationalen Volks
tei beſtehend, und eine andere, die jedenfalls einer der Links-
Teien angehören mußte, denn ſie ſangen die „Jnternationale“.
am zu einem Zuſammenſtoß in der Nähe des Waſſerturms,

ein Wagen in die beiden Gruppen hineinfuhr, und einen
enblick kam ich in ein ſchweres Gedränge. Ein Mann
tifaßte mich von hinten beim Mantel; in der
thten Hand trug er ein kurzes, offenes

Zeſſer. Es gelang ihm aber nicht, zuzuſtoßen, da einige
denten ihn energiſch zurückdrängten. So gelangte ich dann
Liter unbehelligt zum Hotel „Zur Stadt Hamburg“, von dem
n Teil der Menge noch eine Zeitlang johlte und ſchrie. Jch

heſtand:

mir das, und wer ſind Sie denn

e mich bereits entkleidet, als ein Polizeioffizier Einlaß
kegehrte und
ne mich fragte, ob ich geſtochen worden ſei, man

i eine ſolche Mitteilung gemacht. Jch
nt ies und der Polizeioffigzier konnte ſich don meinem

befinden ſelbſt übergeugen.

z iſt das, was ich dazu zu ſagen habe.“
egen die in dem Polizeibericht enthaltenen Behauptungen

ine der Vorſitzende des „Zentralvereins deutſcher Staatsbürger
hen Glaubens“, Rechtsanwalt Dr. Albert Müller in Halle.

ſchoben.

e

Anzeige an die Staatsanwaltſchaft zwecks Einleitung eines
Strafverfahrens gegen die verantwortlichen Schriftleiter der
„Halleſchen Zeitung wegen Beleidigung erſtattet. Die Staats-
anwaltſchaft lehnte das ab. Darauf beſchwerte ſich der jüdiſche
„Zentralverein“ beim Oberſtaatsanwalt. Auch dieſer lehnte ab.
Darauf erfolgte Beſchwerde beim Generalſtaatsanwalt in Naum-
burg. Dieſer lehnte ebenfalls ab. Darauf beſchwerte ſich der
jüdiſche „Zentralverein“ beim Juſtizminiſter. Dieſer endlich ging
darauf ein und beauftragte die W w in Halle, gegen
die verantwortlichen Schriftleiter der „Halleſchen Zeitung“ ſtraf-
rechtlich vorzugehen. Nunmehr erfolgte am 20. Auguſt eine An
klage bei der Strafkammer des hieſigen Fndyere wegen Ver
ehens gegen die Se 185, 186, 188, 194, 200, 47, 73 Str. G. B. und

20 des Preßgeſetzes. Am 7. September beſchloß das Land-
gericht, hierüber die Hauptverhandlung zu eröffnen, und ſetzteden Termin auf den 3. Oktober feſt. Siefer Termin wurde aber

vermutlich wegen eines jüdiſchen Feiertages, der auf den
3. Oktober fiel aufgehoben und auf den 2. November ver

An dieſem Tage fand die Hauptverhandlung ſtatt. Als
Nebenkläger waren zugelaſſen die in dem Polizeibericht genannten
Gebr. Felixbrodt, Lichtenſtein, Samuel, Müller, Woskyn uſw.,
die von den jüdiſchen Rechtsanwälten Fackenheim, Lehmann,
Müller und Starke verteidigt wurden.

Den beiden Angeklagten ſtand als Verteidiger Rechtsanwalt

m zur Seite.Nach Verleſung des Eröffnungsbeſchlüſſes durch den Vor
ſitzenden Landgerichtsdirektor Rohde erfolgte die Vernehmung der
Angeklagten:

Vorſitzender: Hat von den
Sellheim etwas gewußt?

veröffentlichten Artikeln Herr

Chefredakteur Böttcher: Jawohl. Herr Sellheim hatte
die Unterlagen dazu erhalten, die Erkundigungen über die
Zuverläſſigkeit des Materials eingezogen und die Angelegenheit
mir dann vorgelegt. Nachdem mir verſichert war, daß das Material
einwandfrei ſei, habe ich meine Zuſtimmung zur Veröffentlichungegeben. Einleitung und Schluß zu dem Polizeibericht habe ich

ſelbſt verfaßt.
Vorſ.: Zu welchem Zweck geſchah die Veröffentlichung
Chefredakteur Böttcher: Jn jener Zeit war der Unabhängige

Reiwand Pdö5lizeidirektor, der die Polizei ſeit den Kapptagen
verwaltete. Der Bericht kam zu mir ein halbes Jahr ſpäter. Jch
wunderte mich, daß auf einen derartigen amtlichen Polizeibericht
nichts geſchehen war. Und ich ſagte mir, wenn keine amtliche
Stelle auf dieſe Dinge, die dort ausgeführt ſind, eingegangen iſt,
dann kann ich mir das nur ſo erklären, daß Reiwand dieſen
Bericht in den Akten hat verſtauben laſſen, weil die Dinge, die
darin ſtehen, für die Juden, wie für ſeine Partei unangenehm
ſind. Darum habe ich es für meine Pflicht gehalten, den Bericht
zu veröffentlichen, um den Vehörden Unterlagen zur Aufklärung
eines geplanten Mordes zu geben.

Vorſ.: Wann haben Sie den Bericht bekonintwen?
Chefredakteur Böttcher: Am 14. Februar 1921, und am fol-

genden Tage iſt die Veröffentlichung erfolgt.
Vorſ.: Von wem haben Sie den Bericht erhalten?
Chefredakteur Pöttcher: Mir war mitgeteilt worden, daß

dieſer Bericht vom Wachtmeiſter Weider aufgeſetzt worden war,
von dem ich zuerſt annahm, daß er im Polizeigebäude in der
Dreyhauptſtraße im Dienſt ſtände. Der Kaufmann Schulz
hat uns dieſen Bericht zugeſchickt.

Vorſ.: Was hat Schulz Jhnen geſagt, als er dieſen Bericht
brachte

Chefredakteur Böttcher: Er hätte den Bericht von Weider,
der den Bericht ſeiner Dienſtſtelle vorgelegt hatte. Es hat ſich
herausgeſtellt, daß Herr Schulz den Bericht von einem Wacht-
meiſter Voſſen bekam. Wie der Wachtmeiſter Weider in der Vor
unterſuchung ausſagte, hatte der Bericht dem Oberleutnant Krähe
von der Nachrichtenabteilung der Sipo vorgelegen. Zur Sache
ſelber habe ich auszuführen: Jn dem inkriminierten Polizei
bericht iſt zweierlei zu unterſcheiden: 1. die Behauptung eines
Mordplans, 2. die Behauptung einer planmäßigen Störungsaktion
deutſchnationaler Verſammlungen.

Die in dem Polizeibericht und in dem Briefe Abels enthal-
tene Behauptung über den Mordplan iſt durch folgende Argu-
mente geſtützt:

1. Einen Tag vor dem Vortrag erhielt der Schriftſteller Abel
zwei aus Halle datierte Drohbriefe nach Berlin, in denen er ge-
warnt wurde, nach Halle zu kommen.

2. Als Abel in Halle angekommen und im Hotel „Stadt
Hamburg“ abgeſtiegen war, meldete ſich bei ihm eine Dame, die
ihn ebenfalls warnte, am Abend zu reden.
nach Berlin gerichteten Drohbriefe noch nichts von einer Er
mordung wußten, ſondern nur mitteilten, daß der Redner in
Halle mißhandelt werden ſollte, wurde ihm von der Dame in
„Stadt Hamburg“ bereits geſagt, daß er ermordet werden ſollte.

3. Nach der unter Eid geleiſteten Ausſage des Wachtmeiſters
Weider haben mehrere Halleſche Lattcher während des Vortrages
verſucht, ſich an das Rednerpult heranzudrängen und Abel tätlich
anzugreifen. Das iſt durch das Einſchreiten von Leutnant
Oswald und ſeinen Leuten verhindert worden.

4. Auf dem Nachhauſewege wurde Abel von einer Gruppe um
ringt, welche die Jnternationale ſang. Ein Mann erfaßte ihn
von hinten beim Mantel, in der rechten Hand trug er ein kurzes,
offenes Meſſer. Es gelang ihm aber nicht, zuzuſtoßen, da einige
Studenten ihn umdrängten.

5. Der Schloſſer Zabel hat dem Wachtmeiſter Weider mit-
geteilt, daß von den in dem Polizeibericht genannten Juden ge-
plant worden ſei, Abel zu ermorden. Er als Täter ſollte 3000 M.
erhalten und nach Rußland abgeſchoben werden.

Dieſe Angaben bieten meines Erachtens Veranlaſſung genug,
dem Mordplan auf den Grund zu gehen, die Täter zu ermitteln
und zur Rechenſchaft zu ziehen. Statt deſſen aber hat die Staats
anwaltſchaft den Spieß umgekehrt und iſt gegen diejenigen vor-
gegangen, welche die Behörden von einem geplanten Verbrechen
in Kenntnis ſetzten. Durch ein ſolches Verhalten der Staats-
anwaltſchaft muß es der Preſſe verleidet werden, durch Auf-
deckung gemeingefährlicher Pläne der Oeffentlichkeit einen Dienſt
zu leiſten und die Behörden bei ihren pflichtgemäßen Ermitt-kungen zu Uuniterſtützen.

Angeſichts dieſes Verhaltens der Behörden drängen fich fol-
gende Fragen auf:

Hat die Staatsanwaltſchaft den Leutnant Oswald und ſeine
Leute darüber vernommen, wie ſie das Vordringen der Lattcher
auf Abel verhindert haben, und welche Beobachtungen ſie über
die Abſichten der Lattcher machen konnten?

Hat die Staatsanwaltſchaft darüber Nächforſchungen ange-
ſtellt, wer die Dame iſt, die Herrn Abel in ſeinem Zimmer in
„Stadt Hamburg“ warnte, zu reden, weil er ermordet werden
ſollte

Hat die Staatsanwaltſchaft feſtgeſtellt, wer der Polizei-
offigzier iſt, der Herrn Abel in ſeinem Zimmer im Hotel aufſuchte
und ihn fragte, ob er' geſtochen worden ſei?

Hat die Staatsanwaltſchaft ermittelt, wer dieſem Polizei-
offizier die Mitteilung gemacht hatte, daß Abel geſtochen wor-
den ſei?

Jſt die Perſon, die den Polizeioffigier von der Verletzung
Abels in Kenntnis ſetzte, etwa identiſch mit der Dame, die Herrn
Abel auf ſeinem Zimmer in „Stadt Hamburg“ aufgeſucht und
gewarnt hatte

Hat die Staatsanwaltſchaft den Schloſſer Zabel ermittelt?
Aus den vorliegenden Angaben geht hervor, daß Zabel die

Perſon geweſen iſt, welche den Mord ausführen ſallte. Wenn
Wachtmeiſter Weider in ſeinem Dienſtbericht ſagt, daß die Aus-
führung der Tat an der Feigheit von Zabel geſcheitert ſei, ſo

Während die beiden
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ſtimmt das mit dem überein, was Abel in ſeinem Briefe aus
führt, daß zwar ein Mann mit einem Meſſer auf ihn vorge-
drüngen war, aber gezögert hatte, die Tat zu vollführen, weilihm vielleicht die Gegenſeite zu ſtark erſchien.

Aus dem Umſtand, daß Zabel jetzt nirgends zu finden iſt,
ſchließe ich, daß Zabel tatſächlich der gedungen Täter war und
von intereſſierter Seite über die Grenzen Deutſchlands geſchafft
wurde, weil er vielleicht in der Lage iſt, ſehr belaſtende Aus
ſagen zu machen. An den Ausſagen, die Zabel dem Wachtmeiſter
Weider gegenüber getan hat, erſcheinen keine Zweifel berechtigt,denn alles dies wird ja durch den Brief von Abel beſtätigt.

Bei den Vernehmungen der Gebrüder Felixbrodt haben
dieſe erklärt, nicht an dem Vortrage Abel teilgenommen zu
haben. Geſtern aber erfuhr ich von dem Kaufmann Schöne fol
endes: Einer ſeiner Kunden namens Teichert, Kaufmann,früher in Halle, wohnhaft Große Ulrichſtraße 36, habe dem

Schöne erzählt, daß einer der Gebrüder Felixbrodt in der Ver
ſammlung Abel geweſen ſei und auf Abel vorzudringen verſucht
hätte. Dabei habe Felixbrodt von Teichert ein paar Ohrfeigen
erhalten. Es wird nötig ſein, den Kaufmann Teichert zu er
mitteln und ihn hierüber des näheren zu befragen.

Jn dem Dienſtbericht des Wachtmeiſters Weider wird weiter
hin geſchildert, daß mehrere Juden die deutſchnationalen Ver-
ammlungen Abel und Ruge planmäßig geſtört haben. Daß die

Ausſagen, die der Schloſſer Zabel dem Wachtmeiſter Weider
egenüber gemacht hat, zutreffend ſind, iſt zum Teil ſchon durch
eugenvernehmungen in der Vorunterſuchung erwieſen worden,

und zwar:
Es iſt bereits feftgeſtellt, daß die Juden Max Lichtenſtein,

Hermann Lichtenſtein, Friedmann und Woskyn in der Verſamm-
lung anweſend waren.

Es iſt feſtgeſtellt, daß der Kommuniſt Willi Schmidt in der
Verſammlung anweſend geweſen iſt.

Es iſt feſtgeſtellt, daß zahlreiche kommuniſtiſche Arbeiter in
der Verſammlung anweſend waren.

Es iſt feſtgeſtellt, der Radau beſonders vom linken
Balkon kam (Ausſage Woskyn), woraus hervorgeht, daß ſich die
Ruheſtörer zuſammengeſetzt hatten.

Da Willi Schmidt bereits der Führer in einer kommuniſti-
ſchen Kampforganiſation geweſen iſt, iſt ohne weiteres anzu
nehmen, daß er ſeinen Platz in der Verſammlung zwiſchen den
Kommuniſten gehabt hat und als der geiſtige Führer der
Störungsaktion fungierte, wie Zabel ausſagte.

Es iſt feſtgeſtellt, daß die Ruheſtörer einheitlich mit Pfeifen,
Kindertrompeten uſw. verſehen waren. Auch daraus geht her-
vor, daß man es mit eines wohlorganiſierten Störungsaktion zu
tun hatte.
Daß eine planmäßige Störung vorlag, geht auch aus der
Ausſage des Kaufmanns Friedmann dem Wachtmeiſter Weider
gegenüber hervor. Weider traf eines Tages den Friedmann auf der
Straße und kam mit ihm u. g. auch auf die Ruge- und Abel-
verſammlung zu ſprechen. Weider fragte den Friedmann,
warum die Juden die Verſammlung geſtört hätten. Er begreife
nicht, warum die Juden das täten, denn ſie ſeien doch Demo-
kraten und die Demokraten ſeien doch auch für die Ordnung.
Insbeſondere könne er nicht begreifen, warum ſich die Juden der
Kommuniſten zu dem Radaumachen bedient hätten. Darauf er
widerte Friedmann dem Weider: Die Juden hielten zu den
Kommuniſten, weil dieſe ihnen hülfen, ihr Recht zu vertreten.
Gegen die antiſemitiſche Propaganda müßten ſich die Judenwehren, das könne man den auch nicht verdenken. Und
ſie müßten auch zu den „rigoroſeſten Mitteln“ greifen, um die
Antiſemiten abzuwehren. Die Störung der beiden Verſamm-
lungen ſei deshalb auch planmäßig von ihrem „Verein“
inſzeniert worden, denn der einzelne Jude hätte wenig dagegen
machen können.

Was der Schloſſer Zabel dem Wachtmeiſter Weider über die
Störung der Verſammlung mitgeteilt hat, Gebrauch von Pfeifen,
Kindertrompeten uſw., iſt ſomit durch die tatſächlichen Vor
x erwieſen worden. Da auch die übrigen Ausſagen des

abel ſich als durchaus zutreffend gezeigt haben, ſo iſt auch en
der weiteren Behauptung nicht zu zweifeln, daß die Radau
macher auch bezahlt worden find. Dies letztere hat übrigens
auch der Kaufmann Friedmann dem Wachtmeiſter Weider gegen
über erklärt.

Aus dieſen Darlegungen geht alſo hervor, daß die in dem
Dienſtbericht aufgeſtellten Behauptungen auf Wahrheit beruhen,
ſo daß eine ſtrafbare Handlung der Zeitung (F 185,86) nicht vor
liegen kann.

Vorſ.: Wie konnten Sie zu der Auffaſſung kommen, daß die
Ruheſtörer vom jüdiſchen Zenkralverein gedungen waren

Chefredakteur Böttcher: Jch nenne als Beweis dafür die
Ausſagen des Zabel und des Friedmann dem Kriminalwacht-
meiſter Weider gegenüber.

Vorſ.: Zabel iſt aber nie vernommen worden.
Chefredakteur Böttcher: Weider hat unter Eid ausgeſagt,

daß Zabel die Angaben gemacht hat. Bis zum Beweiſe des Gegen
teils muß das alſo geglaubt werden. Außerdem hat Weider ein
Geſpräch mit dem Zeugen Friedmann gehabt.
W ger Dieſer Bericht, den wir hier haben, trägt keine Unter-
chrift.

Chefredakteur Böttcher: Das Original dieſes Berichtes iſt
in den Händen der Staatsanwaltſchaft. Uns wurde die Abſchrift
des dienſtlichen Berichts überſandt.

Vorſ.: Der Bericht trägt das Datum vom 19. Juli 1920.
Warum haben Sie den Bericht acht Monate ſpäter veröffentlicht?
Er hatte doch kein Intereſſe mehr für die Oeffentlichkeit

Chefredakteur Böttcher: Die Sache iſt inſofern bleibend
aktuell, weil hier aus einem dienſtlichen Polizeibericht hervorgingdaß von jüdiſcher Seite ein angeſehener denhchnalongler Führer

ermordet werden ſollte. Ob ich das nach drei Jahren oder drei
Tagen veröffentliche, das bleibt ſich gleich. Uebrigens hatte ich
den Bericht ja erſt acht Monate nach ſeiner Anfertigung, im
Februar 1921, erhalten.
Es folgt darauf die Vernehmung des zweiten Angeklagten,
Herrn Redakteur Erich Sellheim, der dasſelbe bekundet, wie
Chefredakteur Böttcher.

Vorſ.: Woher kamen Sie zu der Annahme, daß der Bericht
von Weider ſelbſt wäre?

Redakteur Sellheim: Von Herrn Schulz wußte ich es. Woher
dieſer das hat, weiß ich nicht.

Rechtsanwalt Müller fragt, ob die Herren Angeklagten be-
haupten wollen, daß die Veröffentlichung nichts mit der Preußi-
ſchen Landtagswahl zu tun hatte.

Vorſ.: Der Angeklagte Böttcher hat es nicht geſagt, und ich
kann auch dem Angeklagten nicht etwas vorhalten, was er nicht
behauptet hat.

Chefredakteur Böttcher: Mit der Wahl hat die Sache gar
nichts zu tun. Jch habe ausdrücklich geſagt, je eher heraus damit,
deſto beſſer, damit dies Material endlich den zuſtändigen Stellen
bekannt wird.

Vorſ.: Jm Allgemeinen wird doch der Staatsanwalt nicht auf
Zeitungsnachrichten hin eingreifen.

Chefredakteur Böttcher: Es iſt doch eine Erfahrungstatſache,
daß ſich oft Zeugen erſt melden, wenn ſie es in der Zeitung gele-
ſen haben. Und dieſer Mordplan iſt doch noch ſehr aufklärungs-
bedürftig.

Rechtsanwalt Müller bittet, die Herren Angeklagten zu fra
gen, ob ſie nicht aus dem Prozeß Kilian wüßten, daß Weider ein
Kommuniſt ſei und als Spitzel bezeichnet worden wäre.

„Chefredakteur Böttcher: Mir iſt nicht bekannt, daß Wacht-
meiſter Weider Kommnuiſt war. Jch weiß nur, daß Weider Wacht
meiſter der Schupo iſt. Es iſt ja in einem anderen Prozeß aus



heutige e iſt doch leider ſo,
man re gebrauchen muß. Wenn Weider in Zivilkleidung

auf Befehl ſeiner vorgeſetzten Dienſtſtellen in Verſammlungen der
Kommuniſten gehen muß, um über deren Pläne etwas zu er
fahren. ſo iſt das in meinen Augen keine unehrenhafte Handlung.

Waf eine Zwiſchenbemerkung des Rechtsanwalts Fackenheim,
der ebenfalls die Glaubwürdigkeit des Zeugen Weider anzweifeln
will, erwidert Chefredakteur Vöttcher, daß die vorgeſetzten Dienſt-
ſtellen von Weider a werden müßten, ob er zuverläſſig ſeioder nicht. Die Herren Müller und Fackenheim könnten derer

nicht entſcheiden.
Es wird darauf in die Vernehmung des Zeugen Kaufmann

Schulz Halle eingetreten. Dieſer ſchilderte, daß er die Ab-
ſchrift des Originals des Polizeiberichtes an die „Halleſche e
tung geſchickt habe. Den Bericht habe er von einem Herrn Voſſen
erhalten, den er vorher noch nicht kannte. Der Zeuge fährt fort:
Voſſen kam in meine Wohnung und ſagte: Sie haben in einer
anderen Sache gegen Felixbrodt Strafantrag geſtellt. Hier iſt
ein Protokoll, re s ein öffentliches Intereſſe vorliegt, weil die
Gebr. Felixbrodt noch in andere Sachen verwickelt ſind. Der
Prozeß gegen Felixbrodt iſt inzwiſchen verhandelt und dieſer zu
dreitauſend Mark Geldſtrafe verurteilt worden.

Vorſ.: Haben Sie Voſſen gefragt, von wem dieſer Bericht
kommt? Zeuge: Jawohl, er hat mir mitgeteilt, daß der Bericht
von Weider ſtamme. Voſſen wollte die Verantwortung dafür
übernehmen. Doch habe ich 23 nicht damit beruhigt, ſondern
habe meinen Schwiegerſohn, den Referendar Jahnke, zu Oberleut-
nant Krähe geſchickt. Beide Herren haben das beſtätigt, daß die
im Bericht geſchilderten Vorgänge dort bekannt ſeien.

Vorſ.: Haben Sie denn den Bericht für wahr gehalten
Zeuge: Er iſt nicht widerlegt worden.
Chefredakteur Böttcher: Hat Herr Leutnant Krähe Herrn

Jahnke gegenüber erklärt, daß es ſich um einen dienſtlichen Poli-
ne Schuhe Ja, das hat er geſagt

euge Schulz: Ja, das er geſaSan wird der Zeuge von Beruf Schloſſer,
früher Wachtmeiſter bei der Sipo, vernommen. Er ſchildert auf
die Frage des Vorſitzenden, wie er zu dieſem Bericht käm, daß er
dieſen von einem ihm nicht bekannten Wachtmeiſter der Sipo in
der Reilkaſerne erhalten hat, in die er öfter hinkam. Er ſelber
war Wachtmeiſter in der Artilleriekaſerne. Er wollte in Wahrung
berechtigter Jntereſſen Stellung gegen den Mordplan nehmen, vondem er bereits in dem Halle en „Spiegel“ geleſen hatte, ohne

daß der Staatsanwalt Nachforſchungen anſtellte. Weiter führt
er aus: FJch gehörte damals keiner Partei an. Auf Umwegen
erfuhr ich, daß Herr Schulz einen Prozeß wegen Beleidigung
gegen die Gebr. Felixbrodt angeſtrengt hatte, die ja auch, wie aus
dem Protokoll hervorging, in den Mordplan verwickelt waren. Die
Urſchrift des Berichts händigte ich Herrn Schulz aus.

Vorſ.: Sie haben bei der Polizei ausgeſagt, daß Sie den Be-
richt von Weider erhalten hätten.

Zeuge: Jch habe das damals auch geglaubt, bis mir bei einer
Gegenüberſtellung klar wurde, daß es Weider nicht ſein könnte.

Nachdem einige Fragen der jüdiſchen Verteidiger vom Gericht
als nicht zur Sache gehörend abgelehnt wurder und darüber ein
Serichtsbeſchluß herbeigeführt war, wurde in die Vernehmung des
Zeugen Weider eingetreten. Weider iſt Beamter bei der Schutz
polizei und bei der unter Oberleutnant Krähe ſtehenden Nach-
richtenabteilung beſchäftigt.

Der Zeuge ſchildert auf Befragen, wie Zabel ihm die Mit
teilungen über die Zuſammenkünfte in der „Salzquelle“ gemacht
habe, wo Jnſtrumente und Pfeifen verteilt worden ſind, mit
denen die e ercer geſtört werden ſollte. Jeder der

g 722 ute für die denr e

Leute ſollte dafür 100 Mark erhalten. Zabel nannte mir u. a. die
Namen Felixbrodt, Bowowstki, Lichtenſtein, und ſchrieb ſie mir auf
einen Zettel, den ich noch habe. Das Geld ſollte bei dem Kauf-
mann Roſenthal zwei Tage ſpäter abgeholt werden. Nach der
Abelverſammlung traf ich Zabel wieder, der mir dann erzählte,
daß er hätte viel Geld verdienen können, wenn er Abel ermordete,
doch hätte er dazu keinen Mut gehabt. Dies ſei dem Leutnant
Krähe gemeldet worden, der ſagte: Gehen Sie hin und fragen
Sie ihn aus. Es gelang mir, führte Weider nun aus, den Zabel
zu erreichen, und er nannte mir die bereits angeführten Namen,
dazu noch: Woskyn, Samuel, die ſie mit den Erſtgenannten beauf-
tragt hätten, die Ruheſtörungen in der geſchilderten Weiſe vorzu
nehmen. 100 Mark will er von r bekommen haben. Wegen
des Mordplans ſollte ich ihn noch einmal vernehmen. Jch traf
ihn abends am „Bratwurſtglöckle“. Jn die Kaſerne wollte er
nicht mitkommen, weil er Angſt hatte, geſehen zu werden. Wir
wollten uns in einem Reſtaurant treffen. Jnzwiſchen wurde
Zabel aber wegen einer Einbruchsgeſchichte ſteckbrieflich geſucht
und war dann unbekannten Aufenthalts aus Halle verſchwunden.

Vorſ.: Darüber haben Sie einen Bericht gemacht
Zeuge Weider: Jch habe die Sache erſt mündlich Leutnant

Krähe mitgeteilt, der mir befahl, eine ſchriftliche Vorlage anzu
fertigen. Dann würde die Sache zur Poligeiverwaltung gegeben
werden. Die Vorlage habe ich gemacht und weitergegeben,

Vorſ.: An wen: ZDeuge: An Leutnant Krähe. Die Ein
gänge werden bei uns in eine Mappe gelegt, wohin ich auch
meinen Bericht gelegt habe. Jch kann darüber keine Aufklärung
geben, wie dieſer Bericht aus der Mappe weggekommen iſt, und
woher Herr Voſſen ihn bekommen hat.

Vorſ.: War ein Beamter berechtigt, den Bericht weiterzu
geben

Zeuge Weider: Es war nicht zuläſſig, daß Beamte dieſe Be-
richte weitergeben.

Bei der Beſprechung der h Rechtsanwalt Spilling den Beweisantrag, daß eine Dame zu ver
nehmen ſei, die während der Verſammlung aufgeſtanden war und
Herrn Roſenthal zugerufen hatte, daß er hinter der Sache r
Daraus folgt, daß bekannt war, daß die ganze Sache abgekartet
geweſen iſt. Rechtsanwalt Spilling hält trotz der Einſprüche der
jüdiſchen Rechtsanwälte den Beweisantrag aufrecht, um darzu-
tun, daß die Leitung der Störungsaktion von jüdiſcher Seite aus
ing.8 Auf Befragen erklärt der Zeuge Weider, daß auch er den

Lindruck hatte, daß die Verſammlungeſtörung planmäßig vorberei

tet war, was ja auch von Zabel zugegeben worden iſt. Hildebrandt
und Woskyn haben die Lärmmittel (Pfeifen, Kindertrompeten
uſw.) verteilt, auch wurden in der „Salzquelle“ rote Zettel ausge
geben, die ſpäter an die Häuſer angeklebt werden ſollten. Die
„Salzquelle“ iſt ein jüdiſches Lokal, wo Flugſchriften gegen die
Antiſemiten gefunden wurden. Weider beſtätigt in net weiteren
Ausſage noch einmal das, was Friedmann ihm geſagt hat.

Daraufhin wird der Oberleutnant der Schupo Krähe als
Zeuge aufgerufen. Er war Leiter der Nachrichtenabteilung, und
ibt an, daß er von einer ſchriftlichen Vorlage Weiders nichts wiſſe.

Vorſ.: Das Original trägt das Datum von 19. Juli 1920.
Wie erklären Sie ſich das, daß es Jhnen nicht vorgelegt iſt, aber
ſonſt in der Form eines üblichen Berichtes abgefaßt iſt, allerdings
obne Unterſchrift?S er a kann ich mir nicht erklären. Daß der Bericht
keine Unterſchrift hat, iſt nicht verwunderlich, denn wir hatten
eine Zeitlang den Befehl, ſolche Berichte nur zu ſignieren.
Darauf zeigt ihm der Vorſitzende den Bericht und fragt ihn, ob
er ihm vorgelegen habe, was der Zeuge verneint.

Vorſ.: Weider behauptet, er habe Jhnen damals mündlich
Mitteilung erſtattet, und Sie hätten ihn beauftragt, den Zeugen
Zabel zu vernehmen.

Zeuge: Das iſt möglich, d
ſchäftsgang geweſen. entſinne mi
von einem Zeugen Zabel geſprochen hat.
eine andere Sache mit.

övVorſ.: Iſt Jhnen da ein Polizeibericht erſtattet worden
euge: Nein.

ider: Jch habe ihn in die Mavpve hineingelegt.

denn das wäre der normale Ge
ch auch, daß er einmal

Da ſpielte aber noch

Gorſ.: Wie erklären Sie es ſich, daß dieſer Bericht nicht zu
Herrn Leutnant Krähe gekommen iſt

Zeuge Weider: Die Berichte konnte jeder Beamte einſehen
Zeuge Krähe: Der Bericht kann auch auf unlautere Weiſe

verſchwunden ſein. Spitzel waren häufig da.
Darauf wird der Zeuge Willi Schmidt, Kommuniſt,

vernommen, der auch zugeben muß, daß er den Eindruck hatte,
daß der Lärm auf Verabredung vor ſich gegangen iſt.
Ich habe verſchiedene Juden im Saale geſehen, ſo Herrn Woskyn,
und habe ſelbſt auf einem Jnſtrument Lärm gemacht.

Chefredakteur Böttcher: Zu welchem Zweck ſind Sie in die
Verſammlung gegangen
W h Um die Verſammlung zu beſuchen. Es war doch

a

Chefredakteur Böttcher: Sie wollten doch ſtören.
Zeuge: Jch bin hingegangen, um zu ſprechen.
Ein Beiſitzer: Sie waren damals doch erſt 17 Jahre alt?
Zeuge: Ja. Aber das tut ja nichts zur Soche.
Der Zeuge beſtreitet weiter, daß er um die Vorbereitung der

gewußt, habe und daß er Zabel angeſtiftet habe. Es
eine Lüge.

Cbefredakteur Böttcher: Iſt es eine Lüge, daß Zabel oder
daß Sie Geld bekommen haben? Sie meinen doch nur ſich

damit g.Zeuge: Ja. e
Der Zeuge wird nicht bereidigt.
Der nächſte Zeuge iſt Schriftleiter Auguſt Abel

Berlin, der ſofort vereidigt wird. Er führte zur Sache aus:
Die Verſammlung war am 5. Juni, ſie war ſehr ſtürmiſch, wie
die Wahlverſammlungen in Halle alle ſind. Es ſchien, als wenn
ſie geſprengt würde. Als ſie zu Ende war. hatten ſich zwei
Haufen gebildet. einer nahm mich in die Mitte, um mich nach
Hauſe zu begleiten. So gingen wir die Magdeburger Straße
binauf. Die Herren, die mich nach Hauſe brachten, ſangen:
Deutſchland, Deutſchland über alſes“, auf der anderen Seite der
Straße ſang ein anderer Haufen die Jnternationale, in der

zuhalten, bis ein Wagen dazwiſchenfuhr. Nun kamen beide
Haufen durcheinander und es enitſland ein ziemliches Gedränge.
Man ſagte mir gleich:: „Seben Sie ſich vor“. Die anderen riefen:
„Schlogt ihn tot!“ Jch wurde dann von einem Mann hinten an
den Mantel gefaßt, und als ich mich umdrebte, ſah ich. wie der
Betreffende in der rechten Hand ein kurzes, offenes Meſſer boite,
doch konnte er nicht zuſtoßen, ſondern wurde von meinen Be
gleitern zu Boden geworfen. Dann wurde ich heimgebracht.

Der Vorſitzende vnferbricht den Zeugen und befragt
ihn über die erhaltenen Briefe.

Zeuge Aßel fährt fort. In Berſin habe ich am Tage vor
her zwei Briefe bekommen. Der erſte Brief mahnte, ich ſolle nicht
nach Hälſe kommen. Jm zweiten Brief ſtand, ſich ſollte mich nicht
nach Halle begeben, weil ich diesmal von den Ungbhängigen übel
zugerichtet werden würde. Jch war in „Stadt Hamburg“ abge-
ſtiegen, wo ſich gegen Abend eine Dame melden ließ. Jch bat ſie
auf mein Zimmer; ſie kam dann herauf, ohne ſich vorzuſtellen,
wer ſie ſei, und fragte. ob ich Herr Abel wäre. Darauf fragte
ich ſie. wie ſie hieße. Jch bekam keine Antwort. Sie ſagte: Jch
will Sie warnen, Sie ſollen heute abend ermordet werden. Jch
legte keinen Wert darauf, fragte ſie aber, ob ſie mir nicht ſagen
wollte, warum ſie mir das zutrüge. Darauf ſagte ſie: „Weil ich
nicht will, daß „er“ in die Sache hineinkommt und ſich mit un
glücklich macht“. Als ich ſie fragte, ob es ikr Bräutigam oder
ihr Mann ſei, antwortete ſie: „Das will ich nicht ſagen!“ Darauf
wartete ich einen Augenblick und fragte ſie, ob ſie für dieſe Mit
teilung eine Belohnung erwartete. Sie verlangte dieſe nicht.
Sie ſei nicht dazu hergekommen. Darauf iſt ſie hinausgegangen,
ohne ſich zu verabſchieden. Sie gehörte nach ihrem Ausſehen und
Auftreten dem Arbeiterſtande an.

Vorſ.: Sind Sie verletzt worden
Zeuge: Nein, verletzt worden bin ich nicht. Nach dem Vor

trag ſtand die Menge vor dem Hotel. Jch war gerade beim
Ausziehen, als an die Tür geklopft wurde und der Beſitzer einen
Polizeioffizier hineinließ, der mich fragte, ob ich verletzt ſei.
Man hatte es draußen geſagt. Jch zeigte ihm, daß ich keinerlei
Wunden trüge.

Vorſ.: Welche Annahme haben Sie dafür, daß der Polizei
offizier ſich nach ihrem Befinden erkundigte

Zeuge: Weil die Leute immer ſchrien: „Abel i
Rechtsanwalt Starke: Können Sie uns die

ſchildern
Zeuge: Ja. Jch habe ſie mir genau angeſehen. Ez war

eine Frau von etwa 30 Jahren. Sie trug keinen Hut und hatte
dunkles Haar.

Rechtsanwalt Starke:
Zeuge: Nein.

t Zuch der nächſte Zeuge, Oberwachtmeiſter Dubiel, wird ver
eidigt.

Vorſ.: Mir kommt es darauf an, zu wiſſen, was Herr SchuJhnen geſagt hat, woher er den Bericht gehabt hat. gut

Zeuge: Jch kenne die Angelegenheit nur aus den Akten.
Nunmehr wird der Vorſitzende des jüdiſchen Zentralvereins,

Rechtsanwalt Albert Müller, vernommen. Zu der Rugever
ſammlung ſiellte die demokratiſche Partei, der ich angehöre, einen
Diskuſſionsredner. Parteiſekretär Dornblüth klingelte mich an,
ich ſollte für den notwendigen Hintergrund ſorgen und auch einige
unſerer Herren veranlaſſen, in die Verſammlung zu gehen, wo
rauf ich verſchiedene anklingelte, einen Herrn Roſenthal und einen
Privatdozenten. Jch war immer dagegen, wenn von unſerer
Seite gefordert wurde, in ſolchen Verſammlungen aufzutreten und
Lärm zu machen. Es iſt mir trotzdem immer geſagt worden, daß
wir da hingehen müßten und Lärm machen, was ich aber als
Unſinn ablehnte, weil 3 x von unſeren Gegnern dahin kom
men. Der Saal war ſehr voll. Nachdem der Redner anfing,
ſetzte ein Lärm ein, der mir ſehr unangenehm war, weil uns das
doch nur ſchadet. Jch hatte auch den Eindruck, als wenn der Lärm
von mehreren veranſtaltet wurde, die ſich verabredet hatten. Mir
ſelbſt war aber davon nichts bekannt.

Vorſ.: Hat eine Vorſtandsſitzung Jhres jüdiſchen Zentralver-
eins ſtattgefunden

euge: Nein.
zorſ.: Sie waren alſo Schriftführer? aber nicht Kaſſierer?

Zeuge: Jch war alles. Herr Katz war verreiſt. Jch weiß be-
ſtimmt, daß von unſerer Seite kein Geld gegeben worden iſt.

Vorſ.: Sie hätten erfahren müſſen, wenn Mittel vom Verein
gegeben worden ſind?

Zeuge: Ja. Wir haben uns darauf beſchränkt, Fluggettel
auszugeben.

Chefredakteur Böttcher: Wenn auch nicht der Verein als
ſolcher etwas gezahlk hat, ſo iſt aber doch denkbar, daß einzelne
Mitglieder etwas gegeben baben.

Zeuge: Der Verein zählt etwa 250 Mitglieder. Man ſagt,
daß bei uns viel Geld vorhanden wäre. Das iſt jedoch keineswegs
der Fall.

Vorſ.: Sind die in dem Bericht genannten Herren Mitglieder
in dem Verein?

Zeuge: Gerade die meiſten Genannten ſind eher Gegner von
uns, da uns bekanntlich die jüdiſch- nationalen und die Zioniſten
bekämpfen, die ebenfalls organiſiert ſind wie wir. Was dieſe
anderen jüdiſchen Gruppen bei den Verſammlungen unter-
nommen haben, entzieht ſich meiner Kenntnis.

Chefredakteur Böttcher: Es iſt alſo möglich, daß von einer
anderen jüdiſchen Gruppe Geld an die Ruheſtörer gezahlt wor
den iſt?

euge: Das weiß ich nicht.
er Kaufmannslebrling Hans Friedmann, der auch

nicht vereidigt wird, ſchildert darauf ſeine Begegnung mit Weider
an der Ecke Marienſtraße und will nichts von dem Mordplan
gegen Abel geſagt haben. Er behauptet, Weider ſei ein Spitzel,
worauf der Zeuge Weider um den Schutz des Gerichtes bittet-

Mitte ging die Polizei. der es gelang, beide Haufen auseinander

geſtochen!
me näher

War es eine Jüdin

Auf Fragen des Chefredakteurs Böttcher wi
vor Friedmann noch einmal, was Friedmann ihm geſg
was Weider ſich notiert hatte. Der Zeuge Friedmann
nichts mehr on wiſſen.

eitig Nebenkläger, heruheſtörung vollenDer Zeuge Woskyn, glei
daß er den Vorbereitungen zur

ehe.
Der Zeuge Moritz Roſenthal ſtellt in Abrmit den kehedpteten Tatſachen irgendwie in Verbite

Er ſei in die Verſammlung gegangen, ohne ſtören zu
Dann habe man ſeinen Namen gerufen und S er ſei
jenige, der das Geld verteilen ſollte. Darauf ſei er
gegangen.

Chefredakteur Böttcher fragt den Zeugen, ob ihm eine
Brüggemann, die Dame, die den Zwiſchenruf getan hat be
ſei, was der Zeuge verneint.

Rechtsanwalt Spilling beantragt
mann zu laden, um unter Beweis zu ſtellen,
gewußt hat, daß Roſenthal in die Angelegenheit verwicel

Sämtliche Rechtsanwälte beantragen, die Urſchri
Berichtes, die bei der Staatsanwaltſchaft oder bei der Kaſſe

Frau Yrdaß ſie es

herbeizuſchaffen.
Das Gericht zog ſich zur Beratung zurück. Dieinzwiſchen h Der Zeuge Weider erkennt 4

Entwurf. Oberleutnant Krähe nimmk auch Kenntnis von
Bericht.

Es iſt doch eine auffallende Tatſache, daß Akten
ſchwinden können.

ger Krähe: Bei den damaligen Verhältniſſen wer
i

Das Gericht hatte beſchloſſen, alle Zeugen zu vereh
außer Schulz. Die Vereidigung erfolgt.

Darauf nahm der Staatsanwalt das Wort. Er
aus: Es hat ſich herausgeſtellt, daß der Poligeibericht keine
weiskraft hat. Er iſt noch nicht bearbeitet geweſen. Die
n iſt jetzt Pelg und es hat ſich W dez reide Unrichtigkeilen enthält. Es beruht faſt alles

arin geſagt worden iſt, auf Ausſagen Zabels. Die Aeußern
des Zabel ſind durch Weider verbreitet worden. Zabel wy
nicht und infolgedeſſen kann man natürlich au
nicht kontrollieren, was Zabel geſagt hat. Der Zeuge V
will weiter gehört haben, daß Friedmann ſich über die Saſſe
äußert hat. Friedmann ſtellt das in Abrede. Jn ſolchen n
haltungen, die gelegentlich geführt werden, kommen die
ſprechendſten Ausſagen heraus. Jedenfalls iſt auch daraus
erwieſen, daß die Ruheſtörer von den genannten Juden be
waren. Auch in dem Mordplan gegen Abel hat ſich nichtz
wieſen. Nach der Beweisaufnahme wird man zwar unterſtg
können, daß gewiſſe Kreiſe einen Anſchlag auf Herrn Abel
plant haben, aber daß dieſer Plan wieder von den Perſo
ausgeht, die in dem Bericht genannt ſind, konnte nicht bewie
werden. Zabels Behauptung iſt auch da vorſichtig zu bewer
um ſo mehr, als er ſie einem Polizeibeamten gegenüber gen
hat. Alſo ſind die Behauptungen des Artikels nicht erwieſen
die Angeklagten müſſen beſtraft werden. Da ſie den Berith
gutem Glauben veröffentlicht haben, wird ihnen nur ein
gehen gegen S 186 zur Laſt zu legen ſein. Beim Strafm
in Betracht gezogen werden, daß die Nebenkläger dadu
die e au-h von vielen chderen Zeitungen aufgeno
wurde, erhebliche Nachteile hatten. Nach dem bisherigen Sig
der Rechtſprechung- können ſich die Angeklagten nicht darauf
rufen, in Wahrung berechtigter Intereſſen gehandelt zu ha
Man hat nach der Revolution ausgeſprochen, daß Abwehr
Angriffen auf eine Partei als perſönliches Intereſſe zu ge
habe, weil jeder einzelne ſtark in die Politik hineinge
wird. Jch kann mich dem nicht anſchließen. Jch bin de
auch der Anſicht, daß S 193 den Angeklagten nicht zur Seite
Jch beantrage deshalb, jeden der Angeklagten zu 1000 M
Geldſtrafe zu verurteilen. Danach kommen die vier Res
anwälte der jüdiſchen Partei zu Wort.

Daraufhin erhielt Rechtsanwalt Spilling, der
teidiger der beiden Angeklagten, das Wort: Wenn man die
führungen der Vertreter der Nebenkläger gehört hat, ſo h
man annehmen, daß im politiſchen Leben überhaupt nur
niedrigen Motiven gehandelt werde, jedenfalls auf einer
ſtimmten Seite. Die Sache liegt doch einfach ſo, daß der Ar
klagte Hauptſchriftleiter Böttcher bald nach dem Auftreten
bisher niemals in deutſchnationalen Veranſtaltungen ſo beob
teten Störungen von einem Verwickeltſein des Zentralvere
mit dieſer Angelegenheit und mit einem Anſchlag auf Her
Abel hörte. Die Gerüchte waren aber zu allgemein, um da
Behauptungen zu knüpfen. Erſt ſpäter erfahren die Angelle
von einem Polizeibericht, der damals von einem Beamten chgeſetzt worden iſt und der nun ſogar namentlich Leute bene

die mit der Angelegenheit in Verbindung ſtehen ſollten. Sie
gannen die Angelegenheit zu prüfen und Herr Schulz iſt
anderen Tage auf der Redaktion weſen und erzäh
woher er die Abſchrift habe und daß er die Richtigkeit hat
prüfen laſſen. Er geſtattet die Veröffentlichung, denn daß
ginal habe ihm vorgelegen, das zurzeit mit einer Beſchwerde
die Staatsanwaltſchaft abgegangen ſei. Die Sache ſollte nun
Fluß kommen, denn nun war für Herrn Böttcher die poſit

gegeben, nun konnte die Oeffentlichkeit aufgell
werden, da Zeugen zu der Sache da waren. Er hat den für

r Weg gewählt, worauf er einen anmaße
rief des Rechtsanwalts Müller. als Vorſitzender des jüdiſ

Zentralvereins bekam, worauf der Angeklagte ſich genötigt
mit dem ganzen Material herauszurücken. Er hat im be
Glauben gehandelt, wenn er die Veröffentlichung vornahm, de
da war ja von einem Mordplan die Rede und die Staa
ſchaft konnte nun nicht umhin, zuzugreifen. Jetzt wird aber
Angeklagten von ſeiten der Anklagebehörde und der hier a
getretenen Nebenkläger der Spieß umgedreht. Und d
der im Dienſt der Oeffentlichkeit arbeitet und aus dieſem In
eſſe heraus an der Aufdeckung des Mordplanes mithelfen wo
ſteht hier vor der hohen Strafkammer zur Aburteilung. Da
doch ein ganz eigenartiges Verfahren, das jedem Staatsbüt
ſeltene n von einem Verbrechen hat, einfach den Mund

ießt.
den Bericht hätte anzweifeln müſſen. Es war nach der
angen Sache ſelbſtverſtändlich, daß die Angeklagten an

hrheit des Berichtes glauben mußten. Wenn 11 v
daß der Wahrheitsbeweis nicht erbracht worden iſt, iſt dart
nur zu erwidern, daß ſie es ablehnen müſſen, nachzup
alles, was in dem Polizeibericht ſtand, wahr iſt, denn das
Sache des Staatsanwaltes. Der Schutz des S 198 kommt fü
Angeklagten unbedingt in Frage und ich beantrage d
Freiſprechung.

Danach erhält der Angeklagte Chefredakteur Vöttcher
Schlußwort.
Als das Gericht ſich darauf zur Beratung zurücdhges

hatte und zur Urteilsverkündung in den Saal trat, wurd
Rechtsanwalt Spilling der Antrag geſtellt, den Zeugen
laden, deſſen Aufenthaltsort nunmehr bekannt ſei.
war über den Beweisantrag erſtaunt und fragte, wojetzt, nachdem man ungefähr acht Stunden zghandet
Kenntnis von dem Aufenthaltsort des Zabel käme. Es
heraus, daß der Zeuge Weider davon wußte, im Verl
Prozeſſes aber nicht danach gefragt worden war. Der gegnen
Rechtsanwalt machte Anſpielungen auf den Eid des
Weider, worauf das Gericht aber betonte, daß Weider nicht
ſchwiegen habe. Der Beweisantrag wurde jedoch abgelehnt
nur als Beweiserhebungsantrag zugelaſſen und das U
geſprochen.

Es lautete auf 809 Mark Geldſtrafe

3anwa

für den Angellag

Hauptſchriftleiter Böttcher und 800 Mark für den Anseheſf
Schriftleiter Sellheim. Die Verhandlung war gegen
au Ende
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